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Der Heimatdienſt 


Innere Konſolidierung und außenpolitiſche Aktionsfähigkeit. 


Rede des Reihsminifters des Auswärtigen Dr. Curtius in der Sitzung des Reichs rats 
vom 20. November 1930. 


In der Vollſitzung des Reichsrats vom 20. November d. 

Am Schluß der Sitzung ſprach Reichskanzler Dr. Brüning dem 

wertvolle Arbeit den Dant der geſamten Reichsregierung aus. Sobann erteilte er dem Reihsmii 
Wort zu e Ausführungen über die Außenpolitik der Reichsregierung. 

leitenden Bemertungen über die Verhandlungen mit Litauen über die Memelautonomie und die Auseinanderſetzung mit 


ich ei 
der Tſchechoflowakei über die deutſ, 


wurden die Sanierungsgeſetze und der Reichsetat für 1931 angenommen. 
eihsrat für feine außerordentlich 3 hingebende und fachlich äußerſt 
nifter des Auswärtigen Dr. Curtius bas 


feindlichen Ausſchreitungen in Prag, die Gegenſtand von Erörterungen im Auswärtigen Ausſchuß des 


Reichsrats geweſen waren, führte achemeller Dr. Curtius aus: 


Wenn ich von den Beziehungen zwiſchen dem vorliegenden 
Geſetzgebungswerk und der Außenpolitik ſprechen ſoll, ſo drängt ſich 
zuerſt der Gedanke an die Laſten des houng⸗ Planes in 
den Vordergrund. Gerade in dieſer Beziehung ſind allerdings die 
Sufammenhänge fo offenſichtlich, daß ich dem, was darüber von 
Regierungsſeite ſchon bei anderer Gelegenheit öffentlich geſagt 
worden iſt, kaum Weſentliches hinzuzufügen brauche. Insbeſondere 
brauche ich gerade vor Ihnen nicht zu betonen, daß der Sufammen- 
hang mit der Außenpolitik natürlich nicht ſo zu verſtehen iſt, als ob 
die jetzt verabſchiedeten Geſetze nur die Bedeutung eines Dorfpiels, 
eines bloß taktiſchen Mittels zur Einleitung außenpolitiſcher 
Aktionen darſtellten. Es handelt ſich um ein Reformwerk großen 
Stils, um den Plan, mit einſchneidenden Maßnahmen Wirtſchaft und 
Finanzen in Deutſchland zu ſanieren. Inſofern trägt das Geſetzes⸗ 
werk naturgemäß feinen unmittelbaren Zweck in ſich ſelbſt. Aber 
gleichzeitig gilt es, der Tatſache ins Auge zu ſehen, daß niemand 
von uns heute wiſſen kann, ob wir mit den Maßnahmen, die Ord- 
nung in unſerem Haufe ſchaffen ſollen, auskommen werden und wann 
wir auch internationale Schritte tun müſſen, die in den Verträgen 

um Schutze unſerer Wirtſchaft und Währung vorgeſehen find. 

an wird im Ausland Perſtändnis dafür er⸗ 
warten dürfen, daß die Reichsregierung nach 
Durchſetzung ihres Wirtſchafts⸗ und Finanz⸗ 
plans ſich fortlaufend die Frage vorzulegen hat, 
ob fie nicht auch zu jenen Schutzmitteln greifen 


u ß. 

Es iſt völlig abwegig, wenn von gewiſſen Stellen im Ausland 
in ſolcher Haltung der Reichsregierung ein Infrageſtellen der deut⸗ 
ſchen Unterſchrift geſehen wird. Wir werden den Neuen Plan nicht 
zerreißen, den Dertragsboden nicht verlaſſen. Wir haben aber keine 
Garantie für die Durchführbarkeit des Plans gegeben. Schon 
Dr. Streſemann hat in ſeiner Rede vor dem Reichstag am 24. Juni 
1929 erklärt, daß niemand die Garantie für die Durchführung 
des Voung-Plans übernehmen könne, und daß auch niemand auf der 
ganzen Welt eine Garantie von uns erwarte. Ich ſelbſt habe eben⸗ 
falls alle Garantien oder auch nur Prophezeiungen über die Durch⸗ 
füln barkeit des Planes ſtets abgelehnt und dieſe Haltung gegenüber 
allen Anfragen im Laufe der Beratungen des Neuen Plans durch 
den Reichstag nicht geändert. Jene Kritik, die ſich an die deutſche 
Unterſchrift unter dem Voung⸗Plan knüpft, 5 um fo ungerecht⸗ 
fertigter, als auch die Kritiker einſehen müſſen, daß nach den 
Haager Konferenzen, erſt recht ſeit der Pariſer Sachverſtändigen⸗ 
a he! vom Frühjahr 1929 eine völlige Verſchiebung der ganzen 
Weltwirtſchaftslage und der beſonderen deutſchen Derhältniffe, gerade⸗ 
zu ein Erdrutſch, wie man nicht mit Unrecht geſagt hat, eingetreten 
iſt, und als von der Zufammenarbeit, die nach dem Willen der Sach⸗ 
verſtändigen und der ausdrücklichen Zufiherung der Gegenſeitigkeit 
durch die Regierungen ein weſentliches Hilfsmittel für die Löſung 
der Aufgabe Deutſchlands ſein ſollte, bisher wenig zu bemerken war. 
Bei dem Ernſt und der Tragweite eines Entſchluſſes der Reichs ⸗ 
regierung, von den Vertragsrechten des Neuen Plans Gebrauch zu 
machen, iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die Reichsregierung nur nach 
ſorgfältiger Abſchätzung aller in Betracht kommenden Faktoren 
handeln wird. Sie iſt aber davon durchdrungen, daß fie die Ver⸗ 
antwortung dafür trägt, daß das deutſche Volk durch unerträgliche 
Laſten nicht feiner fozialen und fittlihen Grundlagen beraubt wird. 

Aber mit dieſem kurzen Hinweis auf die Reparationsfrage 
iſt die Bedeutung des Geſetzgebungswerkes für eine wirkſame 
Förderung unſerer außenpolitiſchen Intereſſen nicht erſchöpft. In 
einer Zeit der Gärung und Spannung wie der Gegenwart iſt die 
wechſelwirkung zwiſchen Innen- und Außenpolitik eine ſtärkere und 
unmittelbarere, als ſie es in anderen Zeiten zu fein braucht. Zur 
Durchführung der großen an fie herantretenden Aufgaben bedarf die 
Außenpolitik ganz allgemein größtmöglicher Monſolidierung im 
Innern, geordneter Finanzen, Wiedergeſuͤndung der Wirtſchaft. 

Die außenpolitiſchen Ziele, denen ſomit auch dieſes große 
Reformwerk dient, find in den Regierungserklärungen vom 1. April 
und 16. Oktober 1950 dahin gekennzeichnet: Erringung der 
nationalen Freiheit ſowie der moraliſchen und materiellen Gleich- 
berechtigung Deutſchlands auf dem Wege des Friedens unter Ab» 
lehnung einer Politik der Abenteuer. 
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Mit der Aheinlandräumung, der Beſeitigung der Finanz⸗ 
kontrolle und der Beendigung der Militärkontrolle iſt ein gutes Stück 
des Weges durchmeſſen. In der Vergangenheit iſt unſere Aktions⸗ 
möglichkeit weiteſtgehend für dieſe Aufgaben eingeſetzt worden. 
Natürlich ſtanden dabei unſere Beziehungen zu denjenigen Mächten 
im Vordergrund, die für die Behandlung dieſer Probleme in erſter 
Linie maßgebend waren. Es iſt aber ein haltloſes Schlagwort, wenn 
man der früheren und gegenwärtigen Außenpolitik den Vorwurf 
einſeitiger Orientierung machen will. Ich habe dagegen ſchon in 
meiner Rede zum Volksbegehren vom 29. November 1929 und in 
meiner Etatsrede im Juni dieſes Jahres Stellung genommen. Die 
deutſche Außenpolitik, ſo etwa habe ich ausgeführt, war niemals in 
dem Sinn ausſchließlich auf die Löſung der vorerwähnten Aufgaben 
eingeſtellt, daß fie darum andere Ziele auch nur vorübergehend aus 
dem Auge verloren oder preisgegeben hätte. Das Ziel der Rhein⸗ 
landräumung war ein Teil einer Außenpolitik, die von vornherein 
auf breitere Grundlage geſtellt war, eine Grundlage, zu der ſich 
Deutſchland ſtets offen bekannt hat, und die es auch in denjenigen 
Perioden nicht verlaſſen hat, wo die Räumungsfrage und in Ver⸗ 
bindung damit die Reparationsfrage im Vordergrund aller unſerer 
diplomatiſchen Verhandlungen ſtanden. Ebenſo unberechtigt iſt die 
Behauptung, die Leitung unſerer Außenpolitik ſei ausſchließlich oder 
zu ſehr auf die Beziehungen zu dieſer oder jener einzelnen fremden 
Macht eingeſtellt und laſſe ſich lediglich von der Kückſicht auf dieſe 
Macht beſtimmen. Gewiß iſt die deutſch⸗franzöſiſche Derjtändigung, 
die Sufammenarbeit mit Frankreich von der größten Tragweite für 
die deutſche und europäiſche Politik überhaupt. Der Herr Reichs⸗ 
kanzler hat in einer Unterredung, die er jüngſt einem Sonderkorre⸗ 
ſpondenten des „Petit Pariſien“ gewährt hat, mit beredten Worten 
dafür plädiert, daß auf dem Wege der Liquidation des Krieges die 
beiden Hauptkontragenten, Deutſchland und Frankreich, in fried⸗ 
licher Zufanmenarbeit mit den großen Nachbarſtaaten den Boden 
für eine aufrichtige Derftändigung weiter pflegen und entſchloſſen 
auf dem gemeinſam beſchrittenen Wege weiter gehen. Aber ſelbſt 
in den Perioden, wo die Wogen der Diskuſſion über jene Themata 
am höchſten gingen, iſt es nicht verſäumt worden, gerade zu den 
Ländern, die außerhalb des Kreifes der Verſailler Mächte ſtanden, 
wie die Vereinigten Staaten von Amerika und Sowjet⸗Ruß land, die 
Beziehungen zu pflegen und fruchtbar zu geſtalten. 

Nur Parteilichkeit oder Doreingenommenheit kann leugnen 
wollen, daß hierbei Erfolge erzielt ſind. Wir werden in der gleichen 
Richtung auch in Zukunft weiter arbeiten müſſen. Nicht in der 
Illuſion, als ob wir allein mit Hilfe dieſer oder jener einzelnen 
Macht die Folgen und Laſten des verlorenen Krieges aus dem Wege 
ſchaffen könnten, ſondern in der Erkenntnis, daß die Intereſſen 
Deutſchlands den Ausbau der internationalen Beziehungen überall 
da gebieten, wo das für unſere Zeit von Vorteil iſt. Wir erſtreben 
kein Bündnisſpſtem nach dem Muſter der Vorkriegszeit. Deutſch⸗ 
land hat nicht das mindeſte Intereſſe daran, daß ſich eine Scheidung 
der Staaten in getrennte Lager vollzieht. Wenn ſich freilich 
gegenſätzliche Auffaſſungen zwiſchen den Regie ⸗ 
rungen über die prinzipiellen Grundlagen der 
internationalen Politik herausbilden, wird man 
uns ſtets auf der Seite derjenigen finden, die 
ſich für Gleichberechtigung und fortſchrittliche 
Geſtaltung der Dinge einſetzen. Das habe ich ſchon im 
Juni dieſes Jahres im Reichstag ausgeführt. Was wir erſtreben, 
iſt eine weiteſtgehende Fuſammenarbeit zur Beſeitigung der Kriegs⸗ 
urſachen, zur Hebung der Wirtſchaftskriſe, zur Ermöglichung des 
Ausgleichs der gewaltigen Spannungen auf allen Gebieten menſch⸗ 
licher Betätigung, Aufgaben, die unſerer Zeit geſtellt find, die aber 
nicht in der Vereinzelung oder auch nur von einzelnen Völkern ge» 
löſt werden, ſondern die umfaſſendſte Solidarität erfordern. Wir 
unterſtützen aktiv die Bemühungen, die europäiſche Wirtſchaft durch 
Sufammenarbeit zu ordnen und zu heben, Probleme, die gerade jetzt 
in Genf in der dort tagenden Kegierungskonferenz gefördert werden 
ſollen, und die zu den intereſſanten Vorſchlägen einer Follpräferenz 
für ſüdoſteuropäiſches Getreide in Europa und einer grundlegenden 
Seitllegung des vertraglichen Syſtems zwiſchen den utzzolländern 
und den Freihandelsländern in Europa geführt haben. Wir dürfen 
aber auch nicht an den politiſchen Urſachen der europäiſchen Not 
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vorbeigehen. Wir halten, wie wir in der Antwortnote auf die 
dankenswerte Anregung des franzöſiſchen Außenminiſters zur 
enropäifchen Zufammenarbeit zum Ausdruck gebracht haben, eine 
mutige Reform im Geifte der Derftändigung für 
notwendig, die die Grundfäße der vollen Gleidı- 
berechtigung, der gleichen Stcherheit für alle und 
des friedlichen Ausgleichs der natürlichen 
Sebensnotwendigkeiten der Völker zur Anwen⸗ 
dung bringt. 8 

Bon ſolchen Grundgedanken getragen, laſſen Sie mich zu den 
Problemen Stellung nehmen, die gegenwärtig und noch auf lange 
hinaus die Außenpolitik beherrſchen und die Gegenſtand eingehen ⸗ 
der Erörterungen in der franzöſiſchen Kammer geweſen ſind, der 
Abrüftungs- und der Reviſtonsfrage. 

Auf die Einzelheiten der Abrüſtungsfrage, die zur 
Zeit in Genf zur Erörterung ftehen, will ich hier nicht näher 
eingehen. Wir können zum Grafen Bernſtorff, der den deut⸗ 
ſchen Standpunkt in voller Übereinjtimmung mit den Abſichten der 
Reichsregierung vertritt, das Vertrauen haben, daß er ſeine 
ſchwierige Aufgabe dort wie bisher mit dem Mute und der Ent⸗ 
ſchloſſenheit durchführt, die ſich auf das gute Recht Deutfchlands 
ſtützen. Ich brauche vor Ihnen auch nicht einmal alle grundlegenden 
Gedanken zu wiederholen, die ſchon in früheren Kundgebungen, zu⸗ 
letzt noch in der Entſchließung des Auswärtigen Ausſchuſſes des 
Reichstages, über die Abrüſtung klar und eindeutig zum Ausdruck 
gekommen ſind. Dagegen erſcheint es mir geboten, hier gewiſſen 
Außerungen entgegenzutreten, die wir vor wenigen Tagen aus dem 
Munde des Chefs der franzöſiſchen Regierung gehört haben. 

Während wir in der Abrüſtungsfrage folgerichtig und beharr⸗ 
lich die gleiche Linie eingehalten und hierbei in wachſendem Maße 
Fuſtimmung ſowie Unterſtützung anderer Länder erfahren haben, 
beabſichtigt anſcheinend die franzöſiſche Regierung, eine völlige 
Kursänderung vorzunehmen. Sie verläßt nach den Worten ihres 
Chefs den Boden, der ſeit 1919 die Grundlage aller Abrüſtungs⸗ 
verhandlungen geweſen iſt. Wie ſoll ich es anders auslegen, wenn 
von ſo maßgebender franzöſiſcher Seite geſagt wird, daß von einem 
vertraglichen Rechte Deutſchlands auf eine allgemeine Abrüſtung 
nicht die Rede ſein könne, daß vielmehr der den Beſiegten auf⸗ 
erlegten Verpflichtung nur ein ſpontaner Wunſch der Sieger gegen⸗ 
überſtände? Der franzöſiſche Miniſterpräſident iſt ein zu guter 
Kenner des Vertrages von Derfailles, als daß ihm nicht die Be⸗ 
ſtimmungen bekannt ſein ſollten, die das ganze Kapitel über die Ent⸗ 
waffnung Deutſchlands einleiten. Er iſt auch ein zu guter Kenner 
der Verſailler Vorgänge, als daß er nicht wiſſen ſollte, wie, in 
Übereinftimmung mit dieſer Einleitung, das Ultimatum der alliierten 
und aſſoziierten Mächte den Zweck der Entwaffnung Deutfchlands 
feſtſtellte. Dort ſteht deutlich und in bindender Form, daß 
der Fweck der deutſchen Entwaffnung die Herbeiführung der all⸗ 
gemeinen Abrüſtung iſt. Im Schlußprotokoll von Locarno haben 
ferner die vertragſchließenden Mächte ihre feſte Überzeugung er⸗ 
klärt, „daß die Inkraftſetzung der Kocarno-Derträge und Ab⸗ 
kommen, .. . indem fie Frieden und Sicherheit in Europa feſtigt, 
das geeignete Mittel ſein wird, in wirkſamer Weiſe die.. Ab⸗ 
rüſtung zu beſchleunigen“. Wenn Worte in Verträgen einen Sinn 
haben, dann kann dies alles nur eindeutig verſtanden werden: 
Nachdem Deutſchland die Vorausſetzung erfüllt 
hat, muß die vertraglich feſtgelegte Folge, näm⸗ 
Iich die allgemeine Abrüſtung, eintreten. Und 
ſteht nicht neben dieſen Vertragsbeſtimmungen der Artikel 8 des 
Dölferbundspaftes, der die Bundesmitglieder in feierlicher Form 
auf die Abrüſtung feſtlegt? Das alles iſt jo klar, daß es nicht ein ⸗ 
mal nötig ſein ſollte, auch noch darauf hinzuweiſen, daß ſich die 
amtlichen Vertreter Frankreichs in Genf ſtets offen zu dieſer Rechts ⸗ 
grundlage bekannt und nicht nur die moraliſche, ſondern auch die 
rechtliche Verpflichtung Frankreichs und der übrigen Staaten zur 
Abrüſtung anerkannt haben. Ich kann mir nicht denken, daß der 
franzöſiſche Miniſterpräſident jetzt, wo das Abrüſtungsproblem zur 
endgültigen Entſcheidung drängt, eine Theſe durchſetzen will, die die 
Baſis aller Verhandlungen der letzten zehn Jahre berühren würde. 
Es handelt ſich hierbei ja nicht allein um rechtmäßige Forderungen 
Deutſchlands, ſondern um eine der wichtigſten Aufgaben des Völker⸗ 
bundes, deſſen Zukunft, ja deſſen Beſtand gefährdet würde, wenn er 
ſich nicht imſtande erweiſen ſollte, das Abrüſtungsproblem zu löſen. 
Nicht nur für uns, für alle welt iſt die Löſung der Abrüſtungs⸗ 
frage der Prüfſtein des Völkerbundes. Deutſchlands Anſpruch auf 
Abrüſtung aller Staaten, dieſer weſentliche Faktor aller Friedens⸗ 
ſicherungen, iſt ſtets ein Angelpunkt der Genfer Verhandlungen ge⸗ 
weſen. Ich kann an ein ernſthaftes Beſtreiten unſeres deutſchen An⸗ 
ſpruchs nicht glauben. Nicht einmal in der Zeit abſoluter 
militäriſcher Gewalt, als Frankreich und ſeine Alliierten uns den 
Verſailler Vertrag diktieren konnten, hat die Willkür der Sieger 
gefordert, daß die einſeitige Entwaffnung Deutſchlands dauernd eine 
einſeitige Auflage bleiben ſolle. Beute, zwölf Jahre nach Friedens⸗ 
ſchluß erhoben, würden ſolche Forderungen unabſehbare Folgen 
haben: Sie würden den Beſtand des Völkerbundes und aller anderen 


Friedensſicherungen auf das ſchwerſte gefährden, da dieſe alle auf 
Gleichberechtigung der Völker und Dertragsteile beruhen. 

Nicht weniger angreifbar ſcheinen mir die übrigen Argumente 
zu fein, mit denen Herr Tardieu den franzöſiſchen Standpunkt recht⸗ 
fertigen will. Ich glaube, daß es nicht nur in Deutſchland auf 
ſtarke Skepſis ſtöͤßt, wenn er nachzuweiſen verſucht, daß Frank⸗ 
reich ſeit dem Weltkrieg ſehr weſentliche Derminderungen ſeiner 
Geſamtrüſtung vorgenommen habe. Ich möchte aber auf die von 
ihm angeführten techniſchen Einzelheiten, insbeſondere auf den Der- 
gleich der franzöſiſchen Effektivſtärken mit den Effektivſtärken 
anderer Länder, meinerſeits nicht eingehen. Vielleicht wird der 
Reichswehrminiſter demnächſt einmal Gelegenheit nehmen, auf 
Grund ſeiner militäriſchen Sachkenntnis dieſe Dinge in das richtige 
Licht zu ſtellen. Dagegen liegt mir daran, noch ein Wort dazu zu 
ſagen, daß Herr Miniſterpräſident Tardieu zur Stützung ſeiner 
Außerungen auch Einwendungen gegen die deutſchen Entwaffnungs⸗ 
maßnahmen erhoben hat. Er hat von der Polizei, von der Ordnung 
der Militärtransporte und von den alten Kafernen geſprochen. Da 
möchte ich doch zunächſt einmal die Frage aufwerfen, ob das denn 
wirklich Dinge ſind, die nach den ungeheuren, von keiner Seite zu 
beſtreitenden Leiſtungen Deutſchlands auf dem Gebiete der Entwaff⸗ 
nung überhaupt erwähnt werden dürfen, wenn man den Rüſtungs⸗ 
ſtand der einzelnen Länder kennzeichnen will. Sodann kann ich aber 
feſtſtellen, daß ſelbſt in dieſen Punkten längſt Einzel vereinbarungen 
mit der Botſchafterkonferenz vorliegen, die von uns ordnungsmäßig 
zu den verabredeten Terminen durchgeführt werden. Auf einen 
pſychologiſch bedeutſamen Irrtum möchte ich beſonders hinweiſen: 
Wenn Herr Tardieu gerade an den Keichswehrminiſter die vor⸗ 
een e Frage richtet, warum er denn ſo viele von den Liegen⸗ 
ſchaften der alten deutſchen Armee behalten wolle, ſo geht die An⸗ 
frage an die falſche Adreſſe. Es iſt gar nicht der Reichswehrminiſter, 
ſondern der Keichsfinanzminiſter, der ſich — mit Recht — um die 
Erhaltung einer Anzahl von Kafernen, Bürogebäuden, Lagerſchuppen 
und dergleichen bemüht, einfach aus dem Grunde, um eine ſinnloſe 
Serſtörung wirtſchaftlicher Werte zu vermeiden, wie wir ſie ja leider 
nur zu oft über uns haben ergehen laſſen müſſen. Ich vermag nicht 
einzufehen, warum Bauten, die einer zivilen Verwendung fähig find, 
abgeriſſen werden ſollen, weil fie früher einmal militärifch ver⸗ 
wendet wurden. Es iſt vielleicht nicht ohne Inter ⸗ 
eſſe, feſtzuſtellen, daß wir uns in dieſer Frage 
der militäriſchen Liegenſchaften gegen eine Der- 
nichtung von Gebäuden haben wehren müſſen, die 
dem Reich und den Ländern ein nutzloſes Opfer von hundert Mil⸗ 
lionen Mark und mehr gekoſtet haben würde. Aber genug davon. 
Ich bin der Anſicht, daß man mit ſolchen Argumenten dem Ernſt 
des Abrüſtungsproblems nicht gerecht wird, und daß dieſe Argumente 
uns nicht veranlaſſen können, die gerade Linie der von uns befolgten 
Politik aufzugeben. Wir werden den internationalen Prozeß vor 
dem Genfer Forum unbeirrt zum Abſchluß führen. Die Arbeiten 
der jetzt in Genf tagenden Kommiffion, die unſeren begründeten 
Anſprüchen in keiner weiſe Rechnung getragen haben, verdienen 
nichts anderes als ein ſchnelles Ende. Wir fordern die 
baldige Einberufung der allgemeinen Ab⸗ 
rüſtungskonferenz ſelbſt, auf der jedes Land über 
ſeine wahren Abſichten wird Farbe bekennen 
müſſen, und auf der die endgültige Entſcheidung 
darüber fallen wird, ob man Deutſchlands 


ein Naturrecht in Anſpruch nimmt, die 
grenzen zu ſichern, zum Schutze gegen je 
griff alle erforderlichen Derteidigungsmaß- 
nahmen zu treffen, jo muß das entwaffne 

von waffenſtarrenden Völkern umgebene Ddeutſch⸗ 
land erſt recht den Anſpruch auf Sicherheit er ⸗ 
heben. Bier kann nicht mit zweierlei Maß ge- 
meſſen werden. 

Die Reichsregierung hat in zahlreichen Kundgebungen ihre 
feſte Entſchloſſenheit bekundet, allen radikalen Beſtrebungen, allen 
abenteuerlichen Plänen in der Außenpolitik mit ruhiger Be⸗ 
ſonnenheit entgegenzutreten. Sie hat daher das Recht, zu er ⸗ 
warten, daß das Ausland für unſere Lage mehr Derftändnis zeigt, 
als das vielfach bisher der Fall iſt. Der Herr Reichskanzler hat 
ſich in jenem ſchon erwähnten Intervierd mit großer Offenheit 
und Klarheit über unſere Beziehungen zu Frankreich ausgeſprochen 
und dabei betont, daß unſere letzte innere Entwicklung in Frankreich 
eine Beurteilung und Wertung gefunden hat, die ſich nur aus einem 
völligen Mißverſtehen der eigentlichen Urſachen und Zufammen« 
hänge erklären läßt. Ich muß heute, wenn ich mir die letzten 
Debatten der franzöſiſchen Kammer vergegenwärtige, zu meinem 
Bedauern ſagen, daß auch dieſe Debatten in weitgehendem Maße 
von dem gleichen Mißverſtehen beeinflußt worden ſind. Gern will 
ich anerkennen, daß die verantwortlichen franzöſiſchen Staatsmänner 
ſich bemüht haben, den alarmierenden Meinungsäußerungen ihres 
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Landes und ihres Parlamentes über die Entwicklung in Deutſch⸗ 
land und über die dem deutſchen Volk zugeſchobenen Abſichten und 
Pläne entgegenzuwirken. Aber zu den konkreten Fragen der Politik 
haben doch auch ſie eine Stellung eingenommen, die den Dingen 
nicht gerecht wird. Das gilt, wie geſagt, zunächſt von dem fran⸗ 
zöſiſchen Standpunkt in der Abrüſtungsfrage. Aber auch in den 
anderen großen Fragen, die uns in deutſchland bewegen, müſſen 
wir in vielen franzöſiſchen Reden dasjenige Verſtändnis vermiſſen, 
das mir für die Fortſetzung der Zuſammenarbeit, wie wir fie 
wünſchen, erforderlich erſcheint. 

Der franzöſiſche Außenminiſter hat von guten und ſchlechten 
Teilen des Verſailler Vertrages geſprochen. Daß es ſchlechte 
Teile dieſes Vertrages gibt, Teile, die nicht 
auf die dauer das Geſetz Europas bleiben 
können, wenn unſer Kontinent in Ruhe und 
Sicherheit leben will, das iſt nicht nur die 
Überzeugung des ganzen deutſchen Dolkes, 
ſondern iſt eine unumſtößliche Wahrheit. Ich 
will heute nicht von den Wilſonpunkten und von der Verletzung 
unſeres Gerechtigkeitsgefühles ſprechen. Gewiß iſt die Theſe 
des franzöſiſchen Miniſterpräſidenten richtig, daß der Derfailler 
Vertrag die ungeheuren Derlufte des Krieges nicht verurſacht hat. 
Der Vertrag hat aber ganz gewiß ſchlechte Mittel gewählt, um 
fie zu beſeitigen. Er hat dadurch die Kriegsjchäden erhöht und 
ihre Nachwirkungen verlängert. Vorhandene Gegenſätze hat er ver⸗ 
tieft, die Unruhe in ganz Europa raſtlos gemacht. Dieſer Erkenntnis 
hat die amtliche deutſche Politik immer wieder Ausdruck gegeben. 
Es iſt nicht richtig, die Dinge ſo darzuſtellen, als ob nun plötzlich 
und unerwartet in Deutſchland unter irgendwelchem innerpolitiſchen 
Druck eine Reviſionskampagne entfacht würde, die einen Um⸗ 
ſchwung der ganzen bisherigen Politik bedeute. Der Gegenſatz 
der Grundauffaſſungen iſt ſeit langem offenbar, der Widerſpruch 
zwiſchen allen fortſchrittlichen Kräften und der Politik des ſtarren 
Status quo. Seit mehr als 11 Jahren weiſen wir auf die Lehren 
der Geſchichte hin. Ich erinnere an die Erklärungen der deutſchen 
Friedensdelegation in Derfailles, an die Warnung der deutſchen 
Denkſchrift von 1925: die Entwicklung ſteht nicht ſtill. Ich darf 
auch jenen wichtigen Punkt der Locarno⸗Debatten in die Erinnerung 
zurückrufen, bei dem es fa um die Differenzierung unferer Haltung 
gegenüber unſeren weſtlichen und öftlichen Grenzen handelte. Soll 
ich an die vielen öffentlichen Erklärungen Streſemanns und anderer 
deutſcher Miniſter erinnern, die von demſelben Gedanken getragen 
waren? Iſt es nicht ſeit langem für die ganze 
Welt eine notoriſche Tatſache, daß das deutſche 
Volk es nicht für möglich hält, ſich mit dem 
gegenwärtigen Stande der Dinge, insbeſondere im 
Oſten, einfach abzufindend 5 

Herr Miniſterpräſident Tardieu greift fehl, wenn er meint, daß 
der Reviſionsgedanke von Deutſchland leichtfertig an⸗ 
geſchnitten worden ſei. Er begeht aber darüber hinaus meiner 
feſten Überzeugung nach als Staatsmann einen ſchweren Fehler, 
wenn er die Anſicht vertritt, ſchon das Aufwerfen gewiſſer Fragen 
ſei gleichbedeutend mit Krieg. Wäre das richtig, dann wäre — 


das muß mit allem Ernſt ausgeſprochen werden — jede Hoffnung 
auf eine gedeihliche Zukunft nicht nur Deutſchlands, ſondern Europas 
verloren! Wir laſſen uns nicht von romantiſchen Träumereien 
bewegen und jagen nicht imperialiſtiſchen Plänen nach. Was wir 
erſtreben, wird uns diktiert von den Lebens ⸗ 
notwendigkeiten unſeres Dolkes, £ebensnot« 
wendigkeiten, die mit denen keines anderen 
Volkes unvereinbar ſind. Einen anderen weg als den 
der friedlichen Derftändigung ziehen wir nicht in Betracht, das 
beſtätige ich dem franzöſiſchen Außenminiſter ohne Vorbehalt. Wir, 
gerade wir bedürfen des Friedens. Wir ſind von der Notwendigkeit 
feiner Erhaltung durchdrungen. Im Zeitalter internationaler Zu⸗ 
3 muß ſich ein friedlicher Weg zur Anpaſſung und zum 

usgleich der Lebenserforderniſſe der Völker finden. Die Vernunft 
wird ſich durchſetzen. 

Nur ungern folge ich dem franzöſiſchen Miniſterpräſidenten auf 
das Gebiet juriſtiſcher Interpretationen, das er mit feinen Aus⸗ 
führungen über den Artikel 19 betreten hat. Wie dieſer Artikel 
in den verſchiedenen Stadien ſeiner Entſtehung gelautet haben mag, 
iſt ohne Belang. Er gilt fo, wie er im Bölkerbundspakt ſteht, und 
wie ihn das ſchon erwähnte Ultimatum der Siegermächte von 1919 
ſelbſt charakteriſiert hat, nämlich als Einrichtung einer Prozedur, 
um die Regelung von 1919 fortſchreitend der Veränderung der Ver⸗ 
hältniffe anzupaſſen. Wenn Herr Tardieu von der Notwendigkeit 
der Einſtimmigkeit bei einer etwaigen Anwendung des Artikels 19 
geſprochen hat, ſo beſtreite ich das nicht nur in rechtlicher Beziehung, 
ſondern ich bedauere vor allem, daß er den Anſchein erweckt, als 
wolle er, wie die Dinge künftig im gegebenen Falle auch liegen 
mögen, im voraus das Veto Frankreichs ankündigen. Auf den 
Artikel 19 kommt es übrigens gar nicht einmal in erſter Linie an. 
Ebenſo auch nicht auf andere mögliche Prozeduren, die in der inter⸗ 
nationalen Rechtsordnung vorgefehen ſind. Entſcheidend iſt allein die 
Einſicht und der Wille der Regierungen. Selbſt wenn der Artikel 19 
oder andere Prozeduren gar nicht beſtänden, bleibt es dabei, daß 
nicht ſtarre Verträge, ſondern das Leben der Völker die Zukunft 
beſtimmen müſſen. Es iſt daher Aufgabe der Staatskunſt, gefahr⸗ 
volle Gegenſätze rechtzeitig auszugleichen und Raum für alle Ent⸗ 
wicklungsmöglichkeiten zu ſchaffen. 

Ich habe in meinen Ausführungen mich offen und freimütig 
über die aktuellen Fragen unſerer Außenpolitik ausgeſprochen 
und dabei zugleich, wie der franzöſiſche Miniſterpräſident, auch 
für mich das Recht des modernen Staatsmannes in Anſpruch 
genommen, nicht nur zu den Bürgern des eigenen Volkes, ſondern 
auch von Volk zu Volk zu ſprechen. In dieſem Sinne habe ich mit 
meinen Darlegungen vor allem auch um Verſtändnis für den deutſchen 
Standpunkt werben wollen. Laſſen Sie mich zum Schluß der Hoff⸗ 
nung Ausdruck geben, daß die Mitglieder des Reichsrats mit meinen 
grundſätzlichen Ausführungen zur Außenpolitik zuſtimmen und daß 
die große Mehrheit des deutſchen Volkes hinter die Außenpolitik 
der Reichsregierung tritt. Ich hoffe aber auch, daß der Ernſt der 
Lage und die Notwendigkeit erkannt wird, die Außenpolitik nicht 
nur mit leidenſchaftlichem nationalen Wollen, ſondern auch mit 
Feſtigkeit und Beſonnenheit zu führen. 


Wie Deutſchland die Reviſionsfrage ſieht. 


(Vergleiche den Aufſatz „Die Reviſionsfrage“ in Heft 22 des „Heimatdienſt“.) 


Wenn im allgemeinen das Ausland wenig oder kein Derftändnis 
hat, daß die Reparationsfrage ſchon im jetzigen Feitpunkt wieder auf⸗ 
gerollt wird, ſo ſieht das Problem vom deutſchen Standpunkt aus 
ganz anders aus. Die weltwirtſchaftskriſe hat die Erkenntnis über 
die wahre Lage Deutſchlands über Nacht zum Allgemeingut 
des deutſchen Volkes gemacht. Deutſchland hat feine Kapitalreferven 
durch Krieg und Inflation vollſtändig eingebüßt. Die Neubildung 
von Kapital iſt, wenn man fie mit dem Nullpunkt der Stabiliſie⸗ 
rungszeit vergleicht, gewiß beachtlich, aber durchaus unzureichend. 
Wenn die deutſchen Spareinlagen zur Zeit bereits wieder 10 Mil⸗ 
liarden RM. erreicht haben, jo macht dies gegenüber der Vorkriegs⸗ 
zeit unter Berückſichtigung der Geldentwertung nicht viel mehr als 
die Hälfte des früher vorhandenen aus, von dem defizit ganz zu 
ſchweigen, das ſich aus der Berückſichtigung des inzwiſchen ein⸗ 
getretenen normalen Wachstumsbedarfs der deutſchen Wirtſchaft er ⸗ 
geben würde. Die Auffüllung des Kapitalvakuums wurde vor allem 
Nach den Abzug der Reparationsfummen verhindert. Sie erfolgte 
aber vorübergehend durch den gewaltigen Fuſtrom von Auslandsgeld, 
herrührend aus lang- und kurzfriſtigen Anleihen, und aus rückfließen⸗ 
dem Fluchtkapital. Wurde dieſer Kapitalzuftrom auch im allgemeinen 
produktiv angelegt, ſo beſtanden doch ſeine mittelbaren Auswirkungen 
in einer Aufblähung des inneren Wirtſchafts⸗ und Produktions- 
apparates, der infolge dauernden Umſtellungszwanges keine innere 

eſtigung erlangen konnte, verbunden mit dem Aufbau eines 
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dem Grad der Produktionsſteigerung angepaßten Preis-, Lohn⸗ 
und Sozialniveaus, das zwar für ſich erſtrebenswert iſt, aber bei 
der unſicheren Lage Deutſchlands keinen Dauerwert beſitzen konnte, 
ſondern die Urſache gewaltiger Kückſchläge ſein mußte. Hierzu kam 
— angeſichts der Kapitalsemut der Privatwirtſchaft — ein groß⸗ 
zügiger Ausbau der öffentlichen Wirtſchaft, die zur Zeit mehr als 
50 2.5. des Volkseinkommens kontrolliert, was dazu führte, daß 
die Monjunkturempfindlichkeit der öffentlichen, für den Beſchäfti⸗ 
gungsgrad der Allgemeinwirtſchaft ſo bedeutſam gewordenen Ein⸗ 
nahmen bedenklich geſtiegen iſt. Der Fuſammenbruch des inter⸗ 
nationalen Preisgebäudes hat zwar für die deutſche Bandelsbilanz 
zunächſt gelindere Folgen als für die Bilanzen des Auslandes 
ehabt, da wir mehr auf die Einfuhr der hauptſächlich betroffenen 
ohſtoffe als auf die von Fertigwaren angewieſen find, aber der 
Druck, den Reparationen in Zeiten chroniſcher Kapitalarmut nun 
einmal ausüben, wurde im ganzen erheblich verſchärft, weil wir 
praktiſch in Gold zahlen müſſen, die Waren aber, die wir hierzu 
liefern, im Werte doch ganz erheblich geſunken find. Ferner hat der 
fremde Kapitalzuſtrom — von den die Unficherheit nur vermehrenden 
kurzfriſtigen Krediten abgeſehen — nicht nur erheblich nachgelaſſen; 
bei den erſten Kriſenanzeichen begann auch das Vertrauen in die 
Stabilität der deutſchen Verhältniſſe zu ſinken und zugleich das 
heimifche Kapital B. flüchten. Wenn auch die eig Ausfuhr ſich 
etwas beſſer als z. B. die engliſche Ausfuhr gehalten hat, jo iſt doch die 


Der Heimatdienft 
———.— — . — — ͤ — ͤ —¼. 


Einfuhr beträchtlich geſunken, und der ſo in die Erſcheinung tretende 
Aktivſaldo iſt, wie ſchon im Jahre 1926, alles andere als ein Zeichen 
deutſchen Wohlſtandes. Die Folge aller dieſer Erſcheinungen iſt eine 
ungeahnte und vorausſichtlich andauernde Arbeitsloſigkeit mit ihren 
verheerenden Wirkungen auf die pſychiſche Verfaſſung unſeres be⸗ 
drängten Volkes und auf die gejamte Finanzlage und Kapitals 
marktlage Deutſchlands. Der Schrei: Erſt Brot, dana Reparationen! 
formt ſich unter dieſen Umſtänden wieder von ſelbſt. Ein wichtiges 
Mittel der Außenpolitik zur Beſſerung unſerer Lage, der Rückhalt 
an einer übereinſtimmenden öffentlichen Meinung, hat die Not 
ſchon verwirklicht. welche Wege führen nun aber im übrigen 
zum Ziel? 

Der nächſtliegende wäre die Erklärung eines Moratoriums. 
Wir haben uns ſeinen äußeren Aufbau das vorige Mal klargemacht. 
Ju prüfen bleiben noch ſeine praktiſchen Auswirkungen und feine 
Dorausjetungen. Die Erklärung des Moratoriums liegt in unſerem 
freien Ermeſſen. Daran iſt im Haag nichts geändert worden. 
Wenn wir erklärt haben, nur dann zum Moratorium ſchreiten zu 
wollen, wenn Währung und Wirtſchaft Deutſchlands durch den 
Transfer der geſchützten Reparationszahlungen ernſtlich gefährdet 
werden können, ſo kann dies nicht zur (ſchiedsgerichtlichen) 
Anfechtung der Moratoriumserklärung ſelbſt führen. Trotzdem 
werden wir einen ſolchen Schritt nur unternehmen können, wenn 
die genannten Gefährdungen objektiv gegeben ſind. Denn andernfalls 
wird der Beratende Sonderausſchuß ein ungünſtiges Votum abgeben 
und „Maßnahmen hinſichtlich der Anwendung des Planes“ vor« 
ſchlagen, die dem eigentlichen Zwecke der Moratoriumserklärung 
zuwiderlaufen und eine ESinmiſchung in innerdeutſche Derhältnifje 
mit ſich bringen. — Außerdem würde in Ermangelung der objek⸗ 
tiven Vorausſetzungen eines Moratoriums eine rein politiſche Aktion 
Deutſchlands angenommen und mit allen verfügbaren politiſchen 
Gegenaktionen, vor allem Kreditentziehungen größten Stiles, beant⸗ 
wortet werden. 

Eine Gefährdung der Wirtſchaft durch den Transfer 
könnte man vielleicht heute ſchon als gegeben anſehen. Der 
Nachweis der Währungsgefährdung iſt ſchwieriger. Transfer iſt 
die gegenwertloſe Übertragung von Geld und Gütern über die 
Grenze. Unſere ohnehin ſtark gefährdete Wirtſchaft wird durch 
den hierdurch entſtehenden Druck auf den Kapital- und Deviſen⸗ 
markt ernſtlich gefährdet. Auch die Sachleiſtungen ſtellen eine 
Gefährdung dar. Die weitverbreitete Meinung, Sachleiſtungen 
ſchonten unſere Deviſenbilanz, iſt deswegen irrig, weil die Sach⸗ 
leiſtungen heute leider keine zusätzliche Ausfuhr bedeuten, ſondern 
faſt vollſtändig unſerer normalen Ausfuhr entnommen ſind, deren 
Gegenwert in deviſen wir einbüßen. Infolgedeſſen iſt auch die 
Konftruftion des Voungplans, wonach im Falle eines Moratoriums 
der Transfer ſowohl der Barzahlungen wie der Sachleiſtungen unter⸗ 
bleibt, richtig. Währung und Wirtſchaft ſind aber letzten Endes 
dasſelbe. Man kann die Währung nicht mehr als ungefährdet an⸗ 
ſehen, wenn die geſamte Wirtſchaft wankt. Den Einwand, daß wir 
durch Anerkennung der Währungsgefahr unſere Wirtſchaft und 
Währung ſelbſt in Gefahr bringen, müſſen wir in Kauf nehmen, 
wenn Größeres auf dem Spiele ſteht. Schließlich iſt die Beurteilung 
der Gefährdung, die nicht immer eine momentane zu ſein braucht, 
eine Frage des Grades; ſie erfordert zweifellos die ſorgfältigſte Ab⸗ 
wägung aller erfaßbaren Faktoren. Will man die Deviſenlage 
allein für entſcheidend halten, ſo muß man ſich erinnern, daß durch 
die Moratoriumserklärung keine unmittelbare Erleichterung ein⸗ 
tritt, da der Transfer erſt 90 Tage nach der Erklärung eingeſtellt 
wird. Dies würde beweiſen, daß die ganze Idee eines Transfer ⸗ 
moratoriums, eine Erfindung des Moungplans, widerſinnig iſt. Der 
Transfer iſt an ſich kein iſoliertes Problem, ſondern hängt mit der 
Wirtſchaft im allgemeinen ebenſo eng zuſammen wie mit der Auf- 
bringung der Reparationszahlungen im beſonderen. Für die Ent⸗ 
ſcheidung iſt wichtig, daß unſere Aber zeugung genügt, daß die 
währung gefährdet werden kann. Sind unſere Beſchwerden dann 
objektiv begründet, ſo wird ſich auch ein entſprechendes Weltecho 
einfinden, das die ungünſtigen Wirkungen politiſcher Gegen⸗ 
aktionen aufhebt. 


welche Maßnahmen ſoll nun im Falle eines Moratoriums der 
Beratende Sonderausſchuß vorſchlagen?d Bier entſteht 
ſofort die geſamte Problematik des Reparationsproblems ſelbſt. 
Geht es nach der Auffaſſung unſerer Gläubiger, alſo 3. B. des ver⸗ 
floſſenen Reparationsagenten, jo iſt die Durchführung der Repara⸗ 
tionszahlungen nur davon obhängig, daß die Finanzen Deutſchlands 
in Ordnung gebracht werden. Mit dieſer Einftellung, fo falſch fie 
iſt, müſſen wir rechnen. Die zwingende Folge, die Ya aus diefer 
Erkenntnis und den Erfahrungen der letzten Keparationsverhand⸗ 
lungen ergibt, iſt, daß wir zunächſt einmal unſere Finanzen ſelbſt ſo 
weit in Grdnung bringen müſſen, daß wir eine gewiſſe innere Feſtig⸗ 
keit erlangen. Daß wir dabei keine Zeit verlieren dürfen, verſteht 
ſich von ſelbſt. Wenn man demgegenüber einwenden wollte, daß die 
Finanzſanierung ja die Anwendung der Schutzklauſeln des Voung⸗ 
plans unmöglich mache, ſo träfe das nicht den Kern. Einerſeits 
bedürfte es dazu eines Erfolges der Sanierung; bei feinem Aus⸗ 
bleiben blieben wir aktionsfähig. Andererſeits liegen im Falle durch ⸗ 
greifender Beſſerung der Wirtſchaft und Währung nach erfolgreicher 
Sanierung die obengenannten objektiven Vorausſetzungen der Schutz⸗ 
klauſeln nicht vor; dann verbietet ſich ein ſolcher Schritt. Das Mora⸗ 
torium kann nur im äußerſten Notſtande vorübergehender Depreſſion 
Selbſtzweck ſein. Seine praktiſchen Erleichterungen ſind gering, können 
aber, zumal wenn das Ausland ſich vernünftig verhält und die B. J. F. 
Maßnahmen zur Begegnung der Schwierigkeiten trifft, vorübergehend 
zu unſeren Gunſten ausſchlagen. Auf längere Dauer iſt ein Mora⸗ 
torium, für ſich betrachtet, deshalb gefährlich, weil das Damokles ⸗ 
ſchwert ungeheurer Nachzahlungen über uns hängt. Dieſe Tatſache 
führt zwangsläufig zur Diskuſſion über die praktiſche Durchführ⸗ 
barkeit des Voungplans überhaupt, wenn es inzwiſchen nicht etwa 
gelungen iſt, die ungünſtigen Bedingungen, die zum Moratorium 
führten, zu beſeitigen, worauf naturgemäß die Anſtrengungen 
unferer Gläubiger und der B. J. F. in erſter Linie gerichtet fein 
ſollten. Sie bringt uns aber leicht in dieſelbe Lage, die uns im 
Falle der Pariſer Sachverſtändigenverhandlungen nötigte, dem 
Drucke härteſter Forderungen zu weichen. 

Unter dieſen Umſtänden wird man ſich ſtets ernſtlich fragen 
müſſen, was überhaupt der Zweck eines Moratoriums ſein ſoll. 
Sind die Dorausfegungen einer Aufrollung der gefamten 
Reparationsregelung gegeben, was von der Heftigkeit 
und der vorausſichtlichen Dauer der Weltwirtſchaftsdepreſſion und 
der beſonderen Lage Deutſchlands in wirtſchaftlicher und politiſcher 
Ninſicht abhängt, jo kann ein Moratorium ein notwendiges, weil 
draſtiſches Hilfsmittel zur Unterſtützung eines deutſchen Reviſi⸗ 
onsantrages fein; dies iſt aber nicht unbedingt notwendig, 
wenn nämlich die allgemeine Lage auch ein Vorgehen ohne 
dieſe draſtiſche Geſte rechtfertigt. Die Meinung der Welt kann ſich 
raſch ändern; was heute nicht für möglich gehalten wird, kann 
morgen — im Zeichen der gemeinſamen Not — bereits durch⸗ 
führbar ſein. Um die Weltmeinung aufzurütteln, bedarf es aller ⸗ 
dings klarer Ziele und offener Sprache. die Erfüllung des Voung⸗ 
plans ſetzt objektiv Umſtellungen der deutſchen Wirtſchafts⸗ und 
Finanzgebarung voraus, die wir im Begriffe ſind durchzuführen. 
Der Erfolg dieſer Umſtellungen aber wird nicht zum geringſten 
dadurch bedingt, wie die Gläubigerländer ſich ihrerſeits in ihren Be⸗ 
ziehungen zu Deutſchland verhalten, um ihm die Abtragung ſeiner 
Verpflichtungen zu erleichtern und dieſer ihrer Pflicht nach dem 
Voungplan nachzukommen. Unſer im Zeichen der eingegangenen 
Verpflichtungen geführter Kampf iſt ein durchaus legaler, er kann 
aber zu Unbilden für die Empfangsländer führen. Beſſerte ſich die 
allgemeine Weltwirtſchaftslage und die Fähigkeit Deutſchlands zur 
Abtragung der Reparationen nicht, ſo wird die Erkenntnis, daß 
endlich etwas zur Erleichterung unſerer Lage geſchehen muß, ſich 
auch im Ausland Bahn brechen. Deutſchland wird ſich nicht 
nur mit platoniſchen Binweifen auf die Fuſammenarbeitspflicht 
der Gläubigerländer begnügen können. Darauf, daß ſich unſer 
Schickſal beſſert, indem die Welt allmählich von ſelbſt zur Einſicht 
kommt, können wir allerdings nicht länger warten. Deutſchland 
muß fein Geſchick felber tatkräftig in die Hand nehmen. „In deiner 
Bruſt ſind deines Schickſals Sterne!“ 


Frankreich und Italien. 


Die Entwicklung der a re Beziehungen hat 
in den letzten Jahren mehr als einmal die politifche Weltöffent⸗ 
lichkeit beſchäftigt und nicht ſelten zu Beſorgniſſen Anlaß gegeben. 
Wenn es ſchon während des Krieges und erſt recht während der 
Friedensverhandlungen zwiſchen den Ententegenoſſen öfter zu 
ſcharfen Auseinanderſetzungen kam, die ſich z. B. anläßlich des 
KRuhrkampfes auch in der Nachkriegszeit zwiſchen England und 
Frankreich fortſetzten, ſo kann man heute ſagen, daß die Spannung, 
um nicht zu ſagen Feindſeligkeit, zwiſchen Frankreich und Italien 


allmählich chroniſch geworden iſt, und daß der vielfache Eindruck be⸗ 
ſteht, fie gehöre zu den ſtabilen Elementen der politiſchen Lage 
Europas. Es verlohnt ſich deshalb, die Gründe zu erforſchen und 
die Fuſammenhänge aufzuklären, aus denen das Verhältnis der 
lateiniſchen Schweſtern ſich ergibt. 

Die gegenſeitigen Poſitionen laſſen ſich etwa folgendermaßen 
abgrenzen. Frankreich hat außer Elſaß⸗Lothringen, einem Teil der 
deutfchen Kolonien und Syrien die Entwaffnung und Wehrlos« 
machung Deutſchlands und die größere Hälfte der Reparations⸗ 
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zahlungen als Erfolg des Krieges nach Haufe bringen können. Es 
hat ferner, ganz in der Linie jeiner Tradition ſeit Franz I., 
Richelieu und Ludwig XIV. verbleibend, ein großes europäiſches 
Bündnisſyſtem gegen die Mitte Europas aufgebaut. Schließlich iſt 
es die einzige der Siegernationen außer den Vereinigten Staaten, 
die zu dem militäriſch⸗politiſchen Erfolg des Krieges den finan⸗ 
ziellen und wirtſchaftlichen hinzuzufügen vermocht hat. Es ſchwimmt 
im Gelde. Seine Staatsfinanzen ſtehen glänzend, ſein Goldvorrat 
beträgt etwa 9 Milliarden Mark, und die internationale Wirt⸗ 
ſchaftskriſe, die die ganze Welt heimſucht, iſt in Frankreich noch 
kaum in ſpüren. Gewaltige Rüftungen auf allen Gebieten ergänzen 
das Bild einer europäiſchen Hegemonieftellung, wie fie ſelbſt in der 
fo glanzvollen franzöſiſchen Geſchichte nur ſelten und kurz vor⸗ 
handen war. Hein Wunder, daß die franzöſiſchen Wünſche in dem 
Streben nach Erhaltung und weiterer Sicherung dieſer Stellung 
ipfeln. Ganz anders Italien. Ohne großen Landgewinn aus dem 
Kriege herausgekommen, ohne großen Anteil an den Reparationen, 
ohne namhafte Kolonien, mit unſicherer wirtſchaftlicher Baſis und 
nicht ſehr ſtarken Staatsfinanzen; aber unter der Leitung des 
Faſchismus mit geſtrafftem nationalen Selbſtbewußtſein bereit und 
willens, ſich den Platz an der Sonne zu erobern und die der 
wachſenden Dolfszahl und alten Kulturtradition entſprechende 
Weltgeltung zu fordern. 

Frankreich alſo in allem das glücklich Beſitzende, Italien unzu⸗ 
frieden mit feiner Situation, fordernd, heiſchend. Und nun das 
Eigentümliche: Was Italien fordert und will, worauf es Anſpruch 
machen zu können glaubt, liegt innerhalb der franzöſiſchen Grenzen, 
ift Teil franzöſiſcher Machtpoſition. Die Gegenſätze alſo ziemlich 
natürlich. 

Im einzelnen: Korfita, noch heute italfenifch und in Zeiten 
nationaler Not von Frankreich weggenommen, liegt wie ein Riegel 
vor dem Tyrrhenifchen Meer, R u 
im Konflittsfalle bedrohlich. Sa⸗ DR 
voyen, das alte Stammland der 


Lage Frankreichs und Jlaliens 


Kolonialpolitik populär gemacht und den politifhen Führern, die 
die gegenſeitige Sicherung von Mutterland und Kolonien über alles 
ſtellen, die Gefolgſchaft der Nation geſichert; die Gefolgſchaft, auch 
wenn ſie große finanzielle Opfer erfordert, weil eine großzügige, 
koſtſpielige Flottenpolitik Vorbedingung iſt. Bier nun entwickeln 
ſich neue franzöfifch-italienifche Gegenſätze. Das franzöſiſche „Reich 
der 100 Millionen“ verlangt die Seeherrſchaft im Mittelmeer, d. h. 
ſtarke Überlegenheit gegenüber jeder der anderen Mittelmeermächte, 
außer England natürlich; Italien, auf ſeiner Halbinſel in fo vieler 
Binficht demſelben Meer verbunden und ausgeliefert, 1 wenn 
es Großmachtspolitik treiben und gar um Afrika mit Frankreich 
ringen will, mindeſtens Parität mit dem ſtärkſten Uferſtaat, alſo 
mit Frankreich, fordern. 

Somit ſind die gegenſeitigen Stellungen gekennzeichnet. Frank⸗ 
reich im Beſitz aller Pofitionen, abgerundet und ſaturiert in ver⸗ 
ſchiedenſter Hinficht, Italien überall in der ungünſtigen Poſition, 
in der Situation des Fuſpätgekommenen, des Benachteiligten, 
Schwächeren. Dazu erfüllt von hochfliegendem nationalen Ethos. 
Man verſteht den Ton des Forderns, Gereiztſeins, der Unzufriedenheit 
dieſes ſchnell wachſenden in ſeinem dazu von der Natur ſtiefmütterlich 
bedachten Lebensraum eingeengten Volkes. Man verſteht andererfeits 
Frankreich, das im Beſitz ſo überlegener und günſtiger Poſitionen 
nicht daran denkt, Weſentliches zugunſten der volljährig und an⸗ 
ſpruchsvoll gewordenen lateiniſchen Schweſter aufzugeben. 

Sind die aufgezeigten Gegenſätze und Spannungen auch auf 
einem geopolitiſch von ae ee abgewandten Raum wirkſam, fo 
bleiben fie doch nicht ohne Einfluß auf uns, und zwar in fehr ver⸗ 
ſchiedener Hinficht: Da wir mit Italien die einzige Großmacht find, 
die gemeinſame Grenzen mit Frankreich hat, iſt es natürlich 
nicht gleichgültig für uns, wenn an der franzöfifch-italienifchen 
Grenze ſtarke Spannungen auftreten: wir werden davon irgend⸗ 
wie betroffen. Das franzö⸗ 
ſiſch⸗italieniſche Wettrüſten wirkt 
ferner ſtark in die Sphäre der 


Dynaſtie, mußte 1860 als 5 DEUTSCHLAND & Dοο N internationalen Abrüftungsbe- 
für die Unterſtützung Frank- ante ſprechungen hinein, ob fie in⸗ 
reichs gegen ©fterreich bezahlt ee 5 nerhalb oder außerhalb des Döl- 
werden. Die Grenze liegt weit kerbundes vor ſich gehen. Auf 
jenſeits des Kammes der Alpen, der Londoner Flottenkonferenz 
alſo franzöſiſche Defenſive und trat die Unmöglichkeit der 
Offenſive erleichternd, italieni⸗ 63 = 2, Einigung über Italiens $lot- 
ſche unmöglich machend oder S l e tenparitätsforderung ins hellſte 
erſchwerend. Im Rücken Ita⸗ S8 1 Ei Licht. Dieſe Forderung hat einen 
liens fteht das mit Frankreich = f ew 850 Vertrag zu fünfen, ähnlich dem 
verbündete Jugoſlawien, das von Wafhington 1921, verhindert 
Italiens Herrſchaft in der Adria = = und dem Dreierabfommen zwi⸗ 
mit von Frankreich gelieferten a : >= {hen Amerika, England und 
Unterfeebooten bedroht, und mit 255 75 Japan den Charakter des 
dem der jahrhundertealte Kampf —— —— — Bedingten aufgezwungen. Trotz 
Venedigs um die jenſeitige Küſte — — verſchiedener Dermittlungsver« 
des Mare nostro weitergeht, * ie | AGYPTEN ſuche von englifcher und ame⸗ 
verſtärkt durch die Gegen⸗ S LIS VE N rikaniſcher Seite gelang es nicht, 
ſätzlichkeit zweier junger und Politische Verträge BEER eine eingehende Formel zu fin⸗ 
aufſtrebender Völkerindividuen. den, und auf der zur Feit tagen⸗ 
In Afrika weitere franzöſiſch⸗ = den Sitzung der vorbereitenden 
italieniſche Gegenſätze. Wie in Sprache und Kultur die Abrüſtungskommiſſion trat der Gegenſatz von neuem grell hervor. 


beiden lateiniſchen Schweſtern ſich das Erbe Roms ſtreitig machen 
und in ſteigendem Maße um kulturpolitiſche Poſitionen rings an 
den Küſten des Mittelmeers und den Ländern des Balkans ringen, 
1 ſich beide als Erbinnen Roms in der Beherrſchung des 

ittelmeers und ſeiner ſüdlichen Küſten. Bewußt hat Frankreich 
an römiſche Traditionen in Nordafrika angeknüpft und ebenſo 
Italien. Frankreich, dice geeint und früher imſtande, ſich auf 
den Weg nach imperialiſtiſchen Zielen zu begeben, konnte dieſes Jahr 
die Feier der hundertjährigen Beſetzung Algiers feſtlich begehen, 
war 1881 Italien in der Beſetzung von Tunis zuvorgekommen und 
fand ſich nur in den Abmachungen von 1900 und 1962 dazu bereit, 
Italien in Tripolis freie Hand zu laſſen. Der Weltkrieg bot Italien 
eine Chance. Im Londoner Vertrag vom 26. April 1915, der 
Italiens Anteil an der Beute feſtlegen ſollte, bevor es zum Kampf 
antrat, wurden ihm Entſchädigungen in Afrika zugeſagt, wenn die 
Kampfgenoſſen ihren eigenen Kolonialbeſitz erweiterten. Nur wenig 
iſt von dieſem Verſprechen ſpäter erfüllt worden. Kleine Grenz⸗ 
regulierungen in Libyen, die Eyrenaifa, ein Stück Somaliland waren 
alles, was Italien erhielt. Dazu waren und blieben die Maſſen 
italieniſcher Bevölkerung in Tunis, für Italien das Unterpfand 
eventueller ſpäterer Herrſchaftsanſprüche, der Gefahr der allmäh⸗ 
lichen Entnationaliſierung ausgeliefert. Frankreich, voll neuer 
kolonialpolitiſcher Impulſe, erfüllt von der Idee des „Reiches mit 
100 Millionen Einwohnern“, beſitzt tatſächlich das zweitgrößte 
Kolonialreich der Welt, das, geographiſch ſehr günſtig gelegen und 
voller wirtſchaftlicher Möglichkeiten, als 8 für das 
menſchenarme Mutterland nach großzügigem Plan organiſiert 
werden ſoll. Vorbedingung dazu iſt die ungeſtörte Verbindung zur 
See, die kürzeſte durchs Mittelmeer, an deſſen beiden Geſtaden ſich 
karten Departements ausdehnen. Der Weltkrieg, der den Nutzen 
arbiger Hilfstruppen allen Franzoſen vor Augen führte, hat die 
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Er hat ſogar eine Anderung in der Haltung Italiens zu grund⸗ 
legenden Fragen der Abrüftungsverhandlungen zuwege gebracht, die 
für Deutſchland von erheblicher Bedeutung iſt. Seit Jahren führen 
wir in Genf einen zähen Kampf um die Frage, welche Elemente der 
Rüftung bet einem ſpäteren internationalen Abrüſtungsabkommen 
der Beſchränkung unterworfen ſein ſollen: natürlich alle jene, in 
denen wir durch den Derfailler Vertrag beſchränkt find, denn unſere 
Abrüſtung ift ja vertraglich nur die Einleitung zur internationalen. 
Frankreich will aber gerade zwei der entſcheidendſten Elemente 
der Rüftung, die ausgebildeten Reſerven und das Reſervematerial, 
die uns beide verſagt ſind, von der Beſchränkung ausnehmen, und 
Italien iſt ihm darin immer wieder zur Seite getreten. Diesmal 
hat es hinſichtlich des Reſervematerials und übrigens auch in 
anderen Fragen den deutſchen Standpunkt eingenommen und ver⸗ 
ſchiedentlich mit Deutſchland und Rußland geſtimmt. Die Gründe 
dafür liegen auf der Hand: Italien, ſtark unter der Weltwirtſchafts⸗ 
kriſe leidend, mit ſteigenden Arbeitsloſenziffern und ſchwachen 
Finanzen, kann den Küſtungswettlauf mit dem reichen Frankreich 
auf die Dauer nicht aushalten. Es wird daher dem Gedanken der 
Rüſtungsbeſchränkung geneigter, weil es bei feiner Verwirklichung 
eine Einſchränkung der franzöſiſchen Überlegenheit erhoffen kann. 
Sein Stellungswechſel bedeutet jedoch 7. eine Stärkung unſerer 
Situation bei den Abrüftungsverhandlungen. 

Ahnlich liegt der Fall in anderer Hinſicht. Daß Frankreich auf 
ſtarrer Erhaltung der heutigen Beſitz⸗ und Machtverteilung in 
Europa beſteht, wurde ſchon erwähnt, daß Deutſchland den gegen⸗ 
teiligen Standpunkt vertritt, iſt natürlich. Seit einigen Jahren 
läßt ſich nun beobachten, wie Italien immer klarer und ent⸗ 
. auf die Seite der Revifionijten trat. Nichts kann beſſer 
die Gegenſätzlichkeit der franzöſiſchen und italieniſchen Politik be» 
leuchten, als die letzte große Rede Tardieus in der Kammer und 


Der Heimatdienft 
Ne er ff d re 
FFFFDFFFVCFDDVDVbVTCVUVTVUVUVUVUVUVUVUVUVUVUVUVUVUVUVUVUVUVUVVVVVVVVV ENDETE 


die verſchiedenen Außerungen Muſſolinis und feines Außenminiſters 
Grandi zu der Frage der Vertragsreviſion. Der Gegenſatz der An⸗ 
ſchauungen zwiſchen Rom und Paris iſt nicht minder eindeutig 
wie zwiſchen Paris und Berlin, ſowohl im Prinzip wie in der 
Interpretation des Artikels 19 des Völkerbundspaktes. Bier wie 
in der Abrüſtungsfrage ſient ſich Frankreich allmählich mit feinen 
Bundesgenoſſen allein, eine politiſch recht bedeutſame Entwicklung. 

Schließlich die Lage am Balkan. Hier hat ſich Frankreich 
durch ſeine Bündniſſe mit der Tſchechoſlowakei, Südſlawien und 
Rumänien und durch Gründung der Kleinen Entente die führende 
Stellung geſchaffen; Italien, gegen welches ſich das ebenſo richtet 
wie gegen Deutſchland, das, alter franzöſiſcher Tradition gemäß 
dabei ebenſo in die Fange genommen wird wie Deutſchland, arbeitet 
ſeit langem zäh und nicht ohne Erfolg daran, die Poſition Frank⸗ 
reichs am Balkan zu unterhöhlen. Enge Beziehungen mit Ungarn, 
gegen das ſich die Kleine Entente in erſter Linie richtet, Fürſten⸗ 


heiratspolitik mit Bulgarien, völlige Beherrſchung Albaniens, 
Freundſchaft mit Gſterreſch, griechiſch⸗türkiſche Einigung, fo heißen 
die bisherigen Etappen des von der italieniſchen Diplomatie zurück ⸗ 
gelegten Weges: Es geht gegen die öſtlichen Bundesgenoſſen Frank⸗ 
reichs, gegen den Block, der nach franzöſiſchem Willen in Italiens 
Rüden geſtemmt fein ſoll, gegen den Status quo, den Ungarn und 
Bulgarien nicht anerkennen wollen noch können. 5 

Was folgt aus all dem für uns? Mir 12 — nicht allein in 
unſerem Kampf um Beſeitigung der unerträglichen in Verſailles 
geſchaffenen Lage. Die Dynamik unſeres eigenen Strebens findet 
anderwärts ähnlich gerichtete Kräfte. Aber hüten wir uns vor 
Illuſionen: Die Vorgeſchichte des Krieges zeigt, wie meiſterlich 
Italien jene Politik zu führen verſtand, die Bismarck die der 
Hinterhand nannte. Solche geſchichtliche Erkenntnis verhindert 
natürlich nicht, daß von Fall zu Fall auf dem Schachbrett etwa von 
Genf gemeinſam der eine oder andere Zug getan wird. 


Landwiriſchaft und Preisabbau. 


Don Dr. h. c. M. Schiele, Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft. 


Agrarpolitiſche Maßnahmen und Preisabbau — beide ftehen 
heute im Mittelpunkte des wirtſchaftspolitiſchen Geſchehens. Sehr 
zu Unrecht verſucht man, die Maßnahmen der Agrarpolitik gegen 
die Preisabbaubemühungen der Reichsregierung auszuſpielen. Beide 
haben ein gemeinſames großes Ziel, deſſen Fentralpunkt die Stär⸗ 
kung der Kaufkraft und damit die organifche Belebung der Wirt⸗ 
ſchaft iſt. Der Preisabbau will verhindern, daß die notwendig ge⸗ 
wordene Kürzung der Gehälter und Löhne die allgemeine Kaufkraft 
ſchwächt, während die deutſche Agrarpolitik als vornehmſtes Ziel 
die notwendige Stärkung der Kaufkraft der Landwirtſchaft hat. Die 
deutſche Agrarpolitik wird und kann daher die Landwirtſchaft und 
ihre Erzeugung im ganzen wie im einzelnen mit Energie weiter 
ſchützen und ſtützen, wie fie trotz aller Derfuche der Sabötage auch 
die Stützung der Getreidemärkte bis zum Erfolge durchhalten will. 

Das Geſamtbild der deutſchen Wirtſchaft in ihrer gegenwärtigen 
Krifis wird im weſentlichen durch zwei Grundtatſachen beftimmt, 
die auf unſere innerpolitiſche Lage in den letzten Jahren in ge⸗ 
radezu verhängnisvoller Weiſe eingewirkt haben: die gewaltige 
e de die ſeit Beginn dieſes Jahres eine bisher kaum da⸗ 
geweſene Höhe erreicht hat, und die Not der Landwirtſchaft, die 
ſich ſeit Jahren hinfchleppt und von Jahr zu Jahr ſteigt. Dieſe 
beiden Grundtatſachen ftehen in einem urſächlichen Fuſammenhange. 
Sie gehen beide darauf zurück, daß es unſerer Volkswirtſchaft feit 
Jahren an derjenigen Ausgeglichenheit in der Preisbildung fehlt, 
bei der alle Teile zu ihrem gerechten Lohne kommen. Dies gilt ins⸗ 
beſondere für die landwirtſchaftliche Erzeugung, wie ein Blick auf 
die typiſchen Indexzahlen beweiſt. Dabei laſſe ich die Indizes für 
Steuern und ölnfen, die um ein Vielfaches über den übrigen Indizes 
ſtehen, und auch den Inder für Löhne, der ebenfalls weſentlich höher 
ſteht, beiſeite und beſchränke mich auf den Agrarindex und ſeine 
Gegenüberſtellung zu den Indizes für Induſtriefertigfabrikate, für 
Lebensgaltung und für Ernährung. Während die Agrarſtoffe, alſo 
das, was der Landwirt produziert, auf 110 — gegenüber 1913 = 
100 —, d. h. 10 v. H., über Vorkriegspreis ſtehen, koſten Induſtrie⸗ 
fertigwaren, die doch der Landwirt zu einem großen Teil kaufen 
muß, um produzieren zu können, 146; die Lebenshaltung ſteht auf 
145, während wiederum die Ernährung allein auf 140 fteht. Es 
klafft alſo zwiſchen dieſen vier für den harmoniſchen und organi⸗ 
ſchen Verlauf unſeres Wirtſchaftslebens wichtigſten Preisgruppen 
ein rieſiger Unterſchied, eine Spanne von über 50 Punkten. Wäh⸗ 
rend in einem gefunden Wirtſchaftsleben die verſchiedenen Preis- 
niveaus einem ſtraffen Tau vergleichbar ſind, zeigt fat heute — 
und das iſt ein Beweis der ſchweren Krife — eine Auflöfung diefes 
Taues in einzelne Stränge; die Verknüpfung, der innere Zur 
fammenhang der Wirtſchaftszweige, iſt verlorengegangen, die 
Stränge Steuern und Sinſen ſind nach oben gerutſcht, anderen ge⸗ 
lingt es, einigermaßen Anſchluß zu halten, andere hängen ſchlaff 

danieder. Dies gilt insbeſondere für den Strang Agrarftoffe, der 
tief unten bei 110 am Boden ſchleift. 

Das deutſche Wirtſchaftsleben gleicht einem arbeitenden Manne, 
deſſen Hände noch einigermaßen zu tun haben, während feine Füße, 
die Landwirtſchaft, am Derfagen find und darum auch die Hände 
allmählich nicht mehr Arbeit finden, wie die Arbeitsloſigkeit zeigt. 
Wir müſſen deshalb mit allem Nachdruck die Ausgeglichenheit in 
der Preisbildung wieder herſtellen. Das Leitmotiv für unſere Be⸗ 
mühungen iſt vielleicht am klarſten in den Worten Bismarcks aus» 
gedrückt, mit denen er 1878 die Schutzzollpolitik begründete. Er 
wies dabei darauf hin, daß die Geſamtwirtſchaft des Volkes ſich 
nur dann günſtig entwickeln kann, wenn die einzelnen Wirtfchajten 
ſich deren begründeten Anſprüchen unterordnen, wenn die verſchie⸗ 
denen Zweige der Gütererzeugung und der Erwerbstätigkeit der» 
artig im Gleichgewicht erhalten werden, wie es nach den beſonderen 
Bedürfniſſen Deutſchlands, nach ſeiner Lage und ſeinen natürlichen 
Hilfsquellen angemeſſen erſcheint, und wenn die drei großen Berufs- 


gruppen ſich als kaufkräftige Abnehmer gegenfeitig fördern und er ⸗ 
gänzen. Dieſe Grundſätze ſind auch heute richtunggebend. Eine 
mit größtem Nachdruck betriebene zielbewußte Agrarpolitik iſt die 
ſicherſte Grundlage deutſcher Wirtſchaftspolitik und deutſcher Be⸗ 
freiungspolitik. 3 

Die deutfche Landwirtſchaft hat vor dem Kriege 90 bis 95 v. H. 
des geſamten deutſchen TE hergeſtellt. Heute find 
wir erſt bei dem Satze von 85 v. H. gelandet. 15 v. Z. des Nah⸗ 
rungsmittelbedarfes der deutſchen Bevölkerung ſtammen aus der 
Einfuhr. Dieſe 15 0.5. bedeuten im Jahre mindeftens 5 Mil- 
liarden für fremde Lebensmittel. Sie bedeuten weiter in der Praxis 
eine rieſige Ausſperrung deutſcher Arbeitskräfte. Gerade in Wirt« 
ſchaftsentwicklungen wie der heutigen, wo eine außerordentliche und 
anſcheinend langanhaltende Depreſſionswelle über die geſamte Welt- 
wirtſchaft dahingeht, iſt der Wert eines kaufkräftigen Binnenmarktes 
als Abſatzgebiet für die Induſtrie gar nicht hoch genug zu ſchätzen. 
Im Gegenſatze zu dieſer Erkenntnis ift die Landwirtſchaft in der 
ſchwerſten Weiſe durch die deutſche Wirtſchaftspolitik vernachläſſigt 
worden. Die Vernachläſſigung auf dem Gebiete der Preisbi! ⸗ 
dung hat dazu geführt, daß von der Geſamterzeugung ungefähr für 
9 Milliarden an den Verbrauch abgegeben werden ; aber hierfür 
muß der letzte Verbraucher — ſage und ſchreibe — etwa 18 Mil« 
liarden RM. bezahlen. Das iſt ein Miß verhältnis, das als un⸗ 
geſund bezeichnet werden muß, und das dem Streben nach Aus» 
geglichenheit hemmend im Wege jteht, aber auch dem Streben, die 
Rentabilität der Landwirtſchaft wiederherzuſtellen. Gerade dieſe 
Sahlen find ein beſonders ſchlagender Beweis dafür, daß der Preis- 
abbau in keiner Weiſe dem Siele der Landwirtſchaft, zu einem 
relativ angemeſſenen Preiſe zu kommen, der keineswegs immer ein 
abſolut hoher Preis zu fein braucht, widerſpricht. Im Gegenteil, 
die notwendige Angleichung der landwirtſchaftlichen Erzeuger⸗ 
preiſe durch die gerechte Verteilung des volkswirtſchaftlichen Ein- 
kommens dient dem angemeſſenen Preisabbau. In dieſem Sinne 
betonte auch der Herr Reichskanzler in der Reichsratsſitzung vom 
4. November: „Es iſt nicht fo, daß die agrarpolitiſchen Maßnahmen 
der Reichsregierung irgendwie hinderlich fein können, zu einer wirk⸗ 
lichen Preisſenkung auch auf dem Gebiete der Lebensmittel zu 
kommen.“ 

Wenn man feſtſtellen muß, daß die Erzeugerpreiſe für die wich⸗ 
tigſten Diehgattungen nur ganz unweſentlich über dem Dorkriegs- 
preiſe liegen, während der Erzeugerpreis bei Getreide und Kar» 
toffeln ſogar unter dem Vorkriegspreiſe liegt, fo wird klar, daß die 
Maßnahmen des Preisabbaues insbefondere hier einſetzen müffen. 
Es iſt eine Unmöglichkeit und eine Ungerechtigkeit, daß die Land⸗ 
wirtſchaft ſich mit Preiſen begnügt, die weit unter dem Durchſchnitt 
liegen, während der Verbraucher hiervon noch nicht einmal etwas 
hat. Dieſe Zuftände haben ſich auch erſt in den letzten Jahren in 
fo ungünſtiger Weiſe entwickelt. Um die Wende der Jahre 1926/27 
lagen die Meßziffern für die vier von mir genannten Indizes: 
Agrarſtoffe, Lebenshaltung, Ernährung und Induſtriefertigwaren 
ganz dicht beieinander. Die inzwiſchen eingetretene große Kluft 
von ungefähr 50 Punkten regt der agrariſchen Erzeuger- 
preife iſt darauf zurückzuführen, daß dieſe Erzeugerpreiſe unauf⸗ 
haltfam abgeſunken find, während gleichzeitig die Kleinhandelspreife, 
die der Verbraucher für die wichtigſten Lebensmittel bewilligen muß, 
und die ſich am deutlichſten im Ernährungsindex widerſpiegeln, ein 
großes Beharrungsvermögen gezeigt haben. Deshalb gehört der 
Preisabbau, auch wenn man ganz abfieht von feinen Sufammen- 
hängen mit dem Lohn- und Gehaltsabbau, als ein weſentliches 
Mittel hinein in die Bemühungen, zu einem organiſchen Ausgleich 
der Preife und damit der Wirtſchaft zu gelangen. Das Reformwerk 
der Reichsregierung zeigt einen gefchloffenen Ring von Faktoren: 
Ausgabenverminderung der öffentlichen Hand — Steuerſenkung — 
Lohnabbau — Preisſenkung — Angleichung der Agrarſtoffpreiſe. 
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Dieſes Reformwerk kann und muß gefchloffen durchgeführt werden, 
weil ohne Gefährdung des Geſamtplanes keines der Einzelglieder 
herausgelaſſen werden darf. Es war vorauszusehen, daß ſich die 
Wirtſchaftszweige, die das Auseinanderklaffen der Preiſe beim Er⸗ 
zeuger bzw. Großhandel und beim Verbraucher zu ihren Gunſten 
buchen konnten, in dem Kampf der Reichsregierung um die Wieder⸗ 
angleichung der einzelnen Preiskurven, d. B. vor allem auch in 
dem Kampf um den Preisabbau, zur Wehr ſetzen würden. Es kann 
jedoch von keiner Seite beſtritten werden, daß der Kleinhandel noch 
vor wenigen Jahren mit einer um 50 v. H. kleineren Spanne feine 
volkswirtſchaftliche Aufgabe erfüllt hat. Alle Unterſuchungen er⸗ 
geben gleichermaßen, daß die letzten 2 bis 5 Jahre die Handels- 
ſpanne ungerechtfertigt erweitert haben. Dazu hat weſentlich mit 
beigetragen die Gewohnheit, die allerorts ſich in den letzten Jahren 
gezeigt hat, daß die Derkaufspreife möglichſt auf dem einmal 
erreichten Stand beharrten, während tatſächlich die Großhandels⸗ 
bewegung bzw. die Erzeugerpreiſe ſchon ganz andere Bahnen ein⸗ 
geſchlagen hatten. Wenn man ſich dieſe Fuſammenhänge klarmacht, 
ſo iſt deutlich, daß die Keichsregierung gar keine Wahl hatte, als 
den Kampf gegen die überhöhte Spanne aufzunehmen, wenn man 
möglichſt ſchnell auf dem Gebiete der wichtigſten Nahrungsmittel 
zu greifbaren Erfolgen kommen wollte. Dabei ſollte und konnte 
weder mit zwangswirtſchaftlichen Maßnahmen, noch mit Wucher⸗ 
paragraphen gearbeitet werden. Die Einſicht in die Notwendigkeit 
der Preisſenkung und die Bereitſchaft, das Opfer, das andere 
Berufsſtände durch die Lohn⸗ und Gehaltskürzungen ebenfalls er⸗ 
bringen, mittragen zu helfen, dieſe Einſicht und Bereitſchaft waren 
und find die Vorausſetzungen für einen erfolgreichen Abbau der 
Preiſe. Die deutſche Gffentlichkeit hat bei den anfänglichen Schritten 
in der Richtung des Preisabbaues vielfach eine große Ungeduld ge⸗ 
zeigt und nicht recht gewürdigt, daß die Reichsregierung wie auch 
die Verbände, die ſich im großen und ganzen bereitwillig eingefpannt 
haben, im weſentlichen auf Empfehlungen angewieſen waren. Das 
Hauptmachtmittel ift und bleibt die Gffentlichkeit ſelbſt, die Offent⸗ 
lichkeit im kleinen und im großen, vor allem auch im kleinen. Die 
deutſche Hausfrau, die im Jahre 18 Milliarden Mark für Lebens⸗ 
mittel verausgabt, muß energiſcher als bisher den praktiſchen Preis ⸗ 
vergleich und die Ausleſe zwiſchen den einzelnen Angeboten be⸗ 
treiben. Sie muß wieder mehr auf den Pfennig ſehen und durch 
diefe genaue Pfennigrechnung auch den Verkäufer zur Preisſtellung 
in Pfennigen zwingen. Dieſe pfennigrechnung hat Deutſchland groß 
gemacht, nicht die allzu generöſe Abrundung auf 5 und 10 Pfennige. 

Was iſt bisher erreicht wordend Der Brotpreis in Berlin 
wurde von 50 auf 46 Pfennig herabgeſetzt unter gleichzeitiger Er⸗ 
höhung und Normaliſierung des Gewichtes von 1225 auf 1250 g. 
Das bedeutet eine Ermäßigung des Brotpreiſes um 10 v. H., eine 
Herabdrüdung der Kleinhandelsſpanne aber um 25 v. ). Die Brot- 
fabriken haben dieſe Entwicklung zunächſt noch nicht überall mit⸗ 
gemacht. Aber die neueſte Entwicklung läßt erhoffen, daß fie dem 
Appell der Reichsregierung überall folgen werden. Der Preis für 
Schweinefleiſch iſt um 5 Pfennig je Pfund herabgeſetzt, die Preife 
für Kartoffeln ſtehen in Berlin auf 25 bis 30 Pfennig gegenüber 
40 bis 45 Pfennig noch im Oktober. Auch bei Milch tft die Spanne 
um einen Pfennig herabgeſetzt worden. Beſonders erfreulich ſind 
auch die Senkungen bei den Preiſen für Seefiſche; für Gemüſe und 
Obſt werden die Verhandlungen mit dem Siel fortgeſetzt, Richt⸗ 
preiſe beſonders für den Durchſchnitt der billigeren Gemüſe⸗ und 
OGbſtſorten herauszugeben. 

Das ſind freilich erſt Anfänge, ſind Teilerfolge auf beſtimmten 
Gebieten. Es darf nicht bei der Senkung der Lebensmittelpreiſe 
allein bleiben, ſondern es müſſen auch auf den Nachbargebieten die 
Maßnahmen des Abbaues durchgeſetzt werden, damit die Lebens⸗ 
haltung des Volkes insgeſamt verbilligt wird. Dazu gibt vor allem 
die heutige proz. Senkung der Kohlenpreife den Schlüſſel. Sie 
muß ſich fortſetzen in der Senkung der Koſten für Heizung und Be⸗ 
leuchtung; vor allem aber müſſen die Derfehrstarife einſchließlich 


der Frachten geſenkt werden, die ein Haupthemmnis nicht nur für 
den Preisabbau, ſondern für die Wiederbelebung der Wirtſchaft 
überhaupt bieten. Es iſt erfreulich, daß ſowohl der Verkehrs⸗ 
minifter wie auch die Reichsbahn an die Löſung auch diefer Frage 
energiſch herangehen. 

In landwirtſchaftlichen Kreiſen iſt die Befürchtung laut ge⸗ 
worden, daß der Abbau der Lebensmittelpreiſe im Kleinhandel 
letzten Endes auf ihren Schultern ausgetragen werden und wiederum 
die 1 für die Agrarſtoffe herabdrüden würde. Es gibt auch 
einige Erſcheinungen in der letzten Zeit, die dieſer Befürchtung 
eine gewiſſe Begründung geben könnten. Wenn dieſe Befürchtungen 
tatſächlich verwirklicht würden, ſo würden damit nicht nur die 
ganzen ungeheuren Mühen und Kämpfe zunichte gemacht werden, 
die in den letzten Jahren geführt ſind, um der Landwirtſchaft 
wieder hochzuhelfen, ſondern es würde auch das geſamte 8 
werk der Reichsregierung auf dem Gebiete der Preisbildung in 
Frage geſtellt werden. Die Landwirtſchaft handelt nicht nur im 
eigenen Intereſſe, ſondern kämpft für den wirklichen Sinn der 
Aktion der Reichsregierung, wenn fie in energiſcher Kampfpofition 
ſich dagegen verwahrt, daß die Preisabbaumaßnahmen zu ihren 
Laſten gehen, und ſie wird dabei ſtets von der Reichsregierung mit 
allen Mitteln unterſtützt werden. Denn es fteht jetzt die Möglich ⸗ 
keit auf dem Spiel, überhaupt auf dem Wege organiſcher Ent⸗ 
wicklung zu einem Zuftande der Ausgeglichenheit im Wirtſchafts⸗ 
leben zurückzukehren. 

Ich möchte aber auch der Hoffnung Ausdruck geben, daß alle 
betroffenen Kreife bewußt, willig und freudig diejenigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Opfer auf ſich nehmen, die nötig ſind, um die ver⸗ 
ſchiedenen Preisgruppen zum Ausgleich zu bringen, die nötig ſind, 
um wieder Gerechtigkeit unter den einzelnen Zweigen des deutſchen 
Wirtſchaftslebens herzuſtellen. Denn überall, in allen unſeren Be⸗ 
ſtrebungen und Maßnahmen iſt das Siel kein anderes, als die 
Wiederherftellung des zerſtörten Gleichgewichtes. Alle Teile des 
Wirtſchaftskörpers müſſen wieder geſund und aktionsfähig gemacht 
werden. Deutſchland iſt zu arm, um ſich das Feiern von Millionen 
arbeitswilligen Händen leiſten zu können; aber erſt wenn die richtige 
Diagonale zwiſchen Induſtrie und Landwirtſchaft, zwiſchen Er⸗ 
zeugung und Verbrauch, wenn die richtige Ausbalancierung zwiſchen 
den verſchiedenen Preisgruppen erreicht iſt, kann es gelingen, das 
Heer der Arbeitsiofen wieder in den Wirtſchaftsprozeß einzureihen. 
Es iſt kein Zufall, daß im Winter 1926/27, als die Preisniveaus 
ziemlich genau ausbalanciert waren, die Arbeitsloſigkeit verhältnis ⸗ 
mäßig ſchnell überwunden worden iſt. Dieſem Ziele dienen auch 
jetzt alle unſere Bemühungen. Deshalb wollen wir auch das 
Fundament jeder Wirtſchaft, wollen wir die Landwirtſchaft aus 
ihrer Notlage herausführen. 

Ein jeder von uns weiß, daß es ſich dabei im ganzen nicht 
allein um innerdeutſche Fragen handelt, ſondern daß dieſe inner ⸗ 
deutſchen Fragen endgültig nur zu löſen find im Zuſammen⸗ 
hang mit dem Reparationsproblem. Aber diejenige 
Regierung, die Erfolge auf innerwirtſchaftlichem Gebiete hat und 
die ſieht, daß ihr Appell um Opfer und Mitwirkung vom Volke 
verſtanden wird, wird auch mit beſonderer Kraft und mit größter 
innerer Sicherheit das Ringen um die endgültige Befreiung auf fich 
nehmen und durchzuführen in der Lage ſein. 

Das Opfer, das die deutſche Zukunft erfordert, muß möglichſt 
gleichmäßig von allen Schultern getragen werden. Dazu gehört, 
daß der landwirtſchaftliche Erzeuger nicht weiter mit 
Preiſen vorlieb nehmen muß, die unter der durch die Produktions ⸗ 
a und die allgemeinen Laſten gezogenen Grenze der Selbſt⸗ 
koſten liegen. Dazu gehört weiter, daß der Derbrauder nicht 
Preiſe bezahlen muß, die aus dem Rahmen des allgemeinen 
organiſchen Preisſtandes herausfallen. Dazu gehört ſchließlich, daß 
Verarbeitung und Dertrieb ſich rationell einſchalten 
und zu der Spanne zurückkehren, bei der ſie noch vor wenigen 
Jahren eine ſehr viel geſicherter ſcheinende Exiſtenz hatten. 


Der Reichs haushalt 1931. 


Don Reichsminiſter a. D. Dr. 

Der Haushaltplan des Reiches für das Jahr 1951 hat eine 
ganz beſondere Bedeutung. Denn er ſteht vollſtändig auf den Funda⸗ 
menten des großen Wirtſchafts⸗ und Finanzplans, den die Keichs⸗ 
regierung am 30. September 1950 verkündet hat. Der Reichskanzler 
hat in der Rede, die er Anfang November vor dem Reichsrat hielt, 
in Worten ernſteſter Prägung ganz beſonders darauf hingewieſen, 
daß dieſes Programm der Sanierung der öffentlichen Finanzen und 
zur Geſundung der deutſchen Wirtſchaft „in engſter Beziehung zur 
Außenpolitik der Reichsregierung ſtehe, eine Vorausſetzung ernſteſter 
Art für dieſe Außenpolitik bilde“. Das Motto für den ganzen 
Haushaltplan hat die Regierung in den Worten gegeben: „Funächſt 
gilt es, einen geordneten und ausgeglichenen Etat für 
das kommende Jahr aufzuſtellen, damit das erſchütterte Vertrauen in 
unfere Finanzwirtſchaft wiederhergeſtellt und damit unſerer Wirt- 
ſchaft neuer Wille, ſich zu betätigen und Arbeit zu ſchaffen, gegeben 
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wird.“ „Nicht höhere Steuern, fondern allein Spar» 
maßnahmen zur Entlaſtung und Wiederherſtellung des Ver⸗ 
trauens ſind die Grundideen, die uns führen müſſen.“ Nach dieſen 
Geſichtspunkten hat die Regierung verſucht, den neuen Haushalt 
aufzuſtellen. Daß es ihr gelungen iſt, im Gegenfa zu den ver ⸗ 
gangenen zwei Jahren, den Entwurf rechtzeitig an den Reichsrat 
und einen Monat vor der vorgeſchriebenen Friſt an den Reichstag 
zu bringen, iſt ein Erfolg, den ſie von vornherein für ſich buchen kann. 

Der Haushaltplan ſetzt die Gedanken des Wirtſchafts⸗ und 
Finanzprogramms der Reichsregierung in die Etats der öffentlichen 
Körperſchaften um. Man iſt nicht davor zurückgeſchreckt, ſo⸗ 
genannte zwangsläufige Ausgaben, die bisher meiſt als unantaſtbar 
gehalten wurden, in Bewegung zu bringen. „Heilige Fahlen“ ſcheint 
es kaum noch gegeben zu haben. Begreiflich; denn die Geſamt⸗ 
ſituation verlangte ſchnelles und feſtes Zugreifen. Die immer 
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mehr abſinkende Wirtſchaftslage drückte ſich auf der Einnahme⸗ 
feite des Keichsetats in ſorgenerregender Weiſe aus. Eine, wie 
die Regierung ſagt, vorſichtige Schätzung der vorausſichtlichen 
Einnahmen an Steuern, Zöllen und Verbrauchsabgaben ergab ein 
Minderaufkommen gegen 1950 in Höhe von 1151 Millionen. An 
neue Steuern konnte bei der Einnahmeberechnung für 1951 in 
größerem Umfange natürlich überhaupt nicht gedacht werden; ledig ⸗ 
lich eine ſtärkere Heranziehung des Tabaks, die 167 Millionen zu 
bringen hätte, glaubte die Regierung vorſchlagen und einkalkulieren 
zu können. Sonſt aber mußte das Gleichgewicht durch eine ent ⸗ 
ſprechende Herabminderung der Ausgaben herzuſtellen verſucht 
werden. Das iſt der Regierung rein rechneriſch auch gelungen. Sie 
hat derart eingreifende Abſtriche an den Ausgaben vorgenommen, 
daß dieſe bis auf 10,418 Milliarden (einſchließlich der Steuerüber⸗ 
weiſungen an die Länder in Höhe von faſt 5 Milliarden) herabgedrückt 
worden ſind. Das bedeutet gegenüber den ordentlichen Ausgaben 
des Haushalts 1950, wie fie durch die Notverordnung des Reichs⸗ 
präſidenten vom Juli 1950 feſtgeſtellt worden find, mit 11,558 Mil« 
liarden eine Verminderung von 1140 Millionen. Der neue Aus⸗ 
gabebetrag konnte aus den zur Verfügung ſtehenden Einnahmen ge⸗ 
deckt werden. Wobei allerdings zu beachten iſt, daß dies ſchließlich 
nur dadurch erreicht wurde, daß von den im Dermögensbeftande des 
Reiches befindlichen Vorzugsaktien der Reichsbahngeſellſchaft jetzt 
wieder für 150 Millionen Rm. verkauft werden, und der Erlös den 
ordentlichen Einnahmen des Reiches zugeführt wird. Dieſe wert⸗ 
volle Einnahmequelle wird dem Reich nicht mehr lange zur Ver⸗ 
fügung ſtehen, denn die im Jahre 1925 und 1926 teilweiſe aus 
Baushaltmitteln beſchaffte und in den Jahren 1927 und 1928 
nicht angegriffene Reſerve in Höhe von 751 Millionen wird Ende 1950 
nur noch 598 Millionen Goldmark betragen und unter der jetzigen 
Prapis bald aufgebraucht ſein. 

Das Gleichgewicht zwiſchen ordentlichen Einnahmen und ordent⸗ 
lichen Ausgaben konnte trotzdem nur dadurch erzielt werden, daß, 
wie ſchon erwähnt, neue, wirtſchaftlich und teilweiſe auch politiſch 
außerordentlich tiefgreifende Maßnahmen vorgeſehen worden ſind. 
So hat die Regierung den Unruhe- und deftzitſtifter der vergangenen 
Etats, die e e ee für den Reichsetat 
(allerdings nur für dieſen!) kurzerhand dadurch unſchädlich gemacht, 
daß ſie erklärt hat, die Arbeitsloſenverſicherung müſſe ſich auf eigene 
Füße ſtellen, im Keichsetat könne für fie nichts mehr vorgeſehen 
werden. Die Beitragsfeſtſetzung auf 6,5 v. B. ſoll dieſem Ziele 
dienen; weitere Reformen werden vorbereitet. Eine große Rolle 
im Erſparnisprogramm der Regierung ſpielen ſodann die Be⸗ 
amten⸗ und Ruhegelds be üge. Die in Fortſetzung der 
jetzigen 2gproz. Reichshilfe de ge ede 6proz. Kürzung der Ge⸗ 
famtbezüge (ohne Kinderzufchläge) ſoll nicht nur dem Reich und der 
Reichsbahn, ſondern auch Ländern und Gemeinden erhebliche Ein- 
ſparungen bringen. So nimmt die Regierung an, daß ſich die Aus⸗ 
gaben durch dieſe Kürzungen vermindern werden: beim Reich um 
65 Millionen jährlich, bei der Keichspoſt um 62 (die als erhöhte 
Ablieferung der Poſt auch dem Reich zufließen follen), bei der 
Reichsbahn um 82 und bei den Ländern und Gemeinden um etwa 
270 Millionen, alſo insgeſamt um rund 480 Millionen. Die weiter 
in Rechnung geſtellten Kürzungen der Über weiſungen an 
Länder und Gemeinden find zunächſt die Konfequenz der 
geringeren Eingänge an Überweifungsiteuern (Einkommen- und Um⸗ 
ſatzſteuer); darüber hinaus möchte das Reich aber auch noch an dem 
für Länder und Gemeinden errechneten Gehaltskürzungsgewinn in 
Höhe von rund 270 Millionen mit 100 Millionen teilnehmen. Das 
Reich will den Ländern uſw. dieſen „Gewinn“ nicht vollſtändig, 
ſondern nur zu einem Teil belaſſen, weil es dadurch auch Länder 
und Gemeinden zwingen möchte, ihre Haushaltpläne dem Er⸗ 
fordernis äußerſter Sparſamkeit anzugleichen. Ein Betrag von rund 
500 Millionen ift ſodann durch Kaushaltabſtriche erzielt 
worden. Dieſe Abſtriche find der Erfolg teilweiſe recht mühſeliger 
Kleinarbeit. Diele Hunderte von Ausgabetiteln find in mehr oder 
weniger ſtarkem Umfange gekürzt worden, angefangen bei den Ge⸗ 
ſchäftsbedürfniſſen, über die Unterhaltung der Geräte, der Dienſt⸗ 
gebäude, der Reife- und Umzugskoſten bis zu den großen Millionen» 
fonds für karitative, ſoziale und kulturelle Fwecke. Daß hier mit⸗ 
unter außerordentlich hart wirkende Abſtriche vorgenommen worden 
ſind, kann nicht geleugnet werden. Trotzdem wird man ſich damit 
abzufinden haben im Blick auf die Geſamtlage. 

Die eben aufgeführten Ausgabeminderungen erreichen einſchließ⸗ 
lich der Verſchiebung bei der Invaliden⸗ und der Unappſchafts⸗ 
verſicherung, für die im Jahre 1950 noch ein Zufchußbetrag von 
125 Millionen aus der Lohnſteuer vorgeſehen war, die aber im 
Jahre 1951 nur 6 Millionen erhalten werden, da das Lohnſteuer⸗ 
aufkommen weſentlich zurückgehen wird, eine Höhe von 1140 Mil- 
lionen. Es handelt ſich dabei natürlich nicht ohne weiteres auch um 
1140 Millionen Entlaſtung der Steuerzahler. Ob die Länder und 
Gemeinden im Rahmen der gekürzten Überweifungen und der geſetz⸗ 
lich zu ſenkenden Grund- und Gewerbeſteuern ihrer Aufgaben auch 
bei ſtärkſtmöglicher Einſchränkung der Ausgaben ohne Erſchließung 
anderer Steuerquellen gerecht werden können, ob die Gemeinde», 
Bier- uſw. Steuern dafür ausreichen, bedarf eingehender Prüfung. 


Die Geſtaltung der einzelnen Vorſchläge des Finanzprogramms wird 
geradezu zu einer Exiſtenz⸗, einer Lebensfrage vieler Länder und 
greift tief ein in die Wirtſchaft Tauſender deutſcher Gemeinden, bei 
welch letzteren allein die Laſten für das Wohlfahrtsweſen von 
1089 Millionen im Jahre 1925 auf 1456 Millionen im Jahre 1929 
geſtiegen ſind und fortwährend weiter ſteigen. Die Verbundenheit 
von Reich, Ländern und Gemeinden iſt heute größer denn je. Das 
zeigt das Keichsetatbild 1951 mit aller Deutlichkeit. 

Die geſamten ordentlichen Einnahmen des Reichs find für 
1951 auf 10418 Millionen veranſchlagt gegen 11558 Millionen für 
das Jahr 1950, das find alſo 1140 Millionen weniger. Die für 1950 
veranſchlagten Beträge an Steuern, Zöllen und Verbrauchsabgaben, 
die mit 10 265 Millionen in der ebengenannten Geſamtſumme ent⸗ 
halten ſind, werden natürlich nicht eingehen, ſondern ganz erheblich 
hinter dem Doranſchlag zurückbleiben. Deshalb find für 1951 an 
Einnahmen aus dieſen Quellen nur 9154 Millionen vorgeſehen. Das 
bedeutet einen Rückgang von 11 v. E.! Bei den Beſitz⸗ und Verkehrs ⸗ 
ſteuern rechnet man dabei mit einem Minderertrag von faſt einer 

illiarde (979 Millionen) — 14,5 v. H., während bei Zöllen und 
Verbrauchsabgaben man glaubt, einen Rückgang von nur 152 Mil« 
lionen — 4,5 v. H. zu erfahren. Eine Gliederung der ordentlichen 
Ausgaben zeigt folgendes Bild: Von den geſamten ordentlichen 
Ausgaben in Höhe von 10418 Millionen gehen allein über 5 Mil⸗ 
liarden (genau 5160 Millionen) — alſo 50 v. . — als Steuerüber- 
weiſungen und für Schutzpolizei an Länder und Gemeinden. Als 
innere und äußere Laſten des Krieges mußten 2 Milliarden eingeſtellt 
werden. Davon betragen die Reparationszahlungen leinſchließlich 
der Leiſtung der Reichsbahn) 1795 Millionen. Das find gegen 1950 
88 Millionen weniger. Nach dem Dawesplan wären 2500 Millionen 
(zuzüglich einer Erhöhung durch den Wohlſtands index) zu zahlen ge⸗ 
weſen. Die perſönlichen Bezüge der Beamten, Soldaten, Angeſtellten 
und Arbeiter des Reiches ſind zu 794 Millionen veranſchlagt (darunter 
212 Millionen für Soldaten des Heeres und der Marine). Einen 
großen Poſten in den ordentlichen Ausgaben ſtellen natürlich die 
Derjorgungs- und Ruhegehälter dar. Sie betragen insgeſamt 1,6 Mil« 
liarden; davon entfallen aber allein 1,5 Milliarden auf Kriegs- 
beſchädigte und Uriegshinterbliebene. Für ſoziale Zwecke find 
901 Millionen vorgeſehen. Für die Erwerbsloſenfürſorge hat das 
Reich von 1922/50 insgefamt 2% Milliarden, an Fuſchüſſen zur 
Sozialverſicherung von 1924/30 insgeſamt 2,6 Milliarden aufgewandt! 
Für die Reichswehr find eg des Perſonalaufwandes und 
nach Abzug der Einnahmen) 657 Millionen, das ſind 22 Millionen 
weniger als im Vorjahr, angefordert. 

Der außerordentliche Haushalt hält ſich im engſten Rahmen. Bei 
87 Millionen reinen Ausgaben, darunter 66 Millionen für den 
weiteren Ausbau von Waſſerſtraßen, ſieht er die Aufnahme einer 
Anleihe von 70 Millionen vor. Leider ſind aber hier immer noch 
die Folgen des Arbeitsbeſchaffungsprogramms 1926 zu ſpüren, wo 
man eine Milliardenausgabe in der Hoffnung beſchloß, den Betrag 
durch Anleihen aufzubringen. Mit der Ausführung der Bewilli⸗ 
gungen wurde alsbald begonnen, das Geld aber konnte nur zum 
kleineren Teil durch Anleihe beſchafft werden. Der Reſt mußte 
vom ordentlichen Haushalt vorgelegt werden; fo entſtanden Kaſſen⸗ 
ſchwierigkeiten, die heute noch nicht vollſtändig behoben ſind. 

Der Geſamtetat iſt, das zeigt ſchon ein flüchtiger Überblick, vor⸗ 
ſichtig und ſparſam 1 Nicht alle ei de werden 
zwar ohne weiteres und ſofort auch als Erſparniſſe der deutſchen 
Dolkswirtſchaft angeſprochen werden können. Auf verſchiedenen Ge- 
bieten hat lediglich eine Verſchiebung der Fahlungspflicht jtatt« 
gefunden. Ob die Einnahmen tro aller Dorficht nicht doch da und 
dort noch überſchätzt ſind, iſt ſchwer zu ſagen. Das Beſtreben, einen 
geordneten und ſparſamen Etat vorzulegen, iſt überall zu erkennen 
und auch anzuerkennen. Trotzdem iſt der Etat kein ſogenannter 
„Armeleuteetat“. Gewiß find vielfach außerordentlich ſtarke Ab⸗ 
ſtriche vorgenommen worden. Es kann ſelbſt zugegeben werden, daß 
bei der einen oder andern Poſition vielleicht zu ſtark zugegriffen 
worden iſt, aber andererſeits darf aber auch nicht überſehen werden, 
daß die Regierung ſowohl wie Reichsrat und Reichstag in der Ver ⸗ 
gangenheit manchmal dem geſchickten Drängen von Intereſſenten⸗ 
gruppen mehr nachgegeben haben, als dies in der augenblicklichen 
Lage noch verantwortet werden kann. Außerdem zeigt der Etat doch 
auch noch Poſitionen, deren Verwalter es offenſichtlich gelungen iſt, 
ſie vor dem Schwert der Kürzungen zu retten, ohne daß ein Abſtrich 
abſolut lebensnotwendige Intereſſen verletzt hätte. Die Not, die ſich 
in den Etats vergangener Jahre ſchon widergeſpiegelt hat, und die 
man glaubte, durch das Furückgehen der Reparationsverpflichtungen 
teilweiſe gemeiſtert zu haben, ijt im kommenden Jahre, wo fa zu 
der ſchweren Wirtſchaftslage auch noch die ſteuerlichen Auswirkungen 
der Wirtſchaftskriſe 1950 geſellen, haushaltpolitifch noch weſentlich 
größer. Starke Eingriffe auf perſonellem und ſachlichem Gebiete 
waren deshalb unbedingt Mara Möchte man allüberall im 
ganzen Volke einſehen, daß dieſe Eingriffe in ihrer Auswirkung 
die Grundlage geben follen, um unſerem deutſchen Daterlande die 
politifche Freiheit, die materielle und moraliſche Gleichberechtigun 
im Rate der Völker wieder zu verſchaffen. Ein ſolches Fiel il 
großer Opfer wert. 
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Zehn Jahre Preußiſche Staatsverfaſſung. 
30. November 1920-1930. 


Don Carl Severing, Preußiſcher Miniſter des Innern. 


7 Die Bedeutung 
Preußens in Deutſch⸗ 
land rechtfertigt es, 
daß man den Tag, an 
dem die jetzt geltende 
Preußiſche Verfaſſung 
vor zehn Jahren in 
Kraft trat, nicht ohne 
Gedenken vorüber⸗ 
gehen läßt. Unſere Zeit 
lebt ſchnell, die Ereig- 
niſſe überſtürzen ſich, 
und ſo iſt heute die Er⸗ 
innerung an das Wer⸗ 
den des neuen Preußen 
ſchon verblaßt. Das alte 
Preußen hatte ſich zu 
einem Hort der Reaf- 
tion in Deutſchland 
entwickelt, zu einem 
Bollwerk gegenüber allen Derfuchen des Volkes, teilzuhaben an der Macht · 
ausübung im Staate. Alles Drängen der freiheitlichen Schichten unſeres 
Volkes auf Reformen im Wahlrecht und in den Verwaltungsgrundſätzen 
blieb in der Vorkriegszeit vergeblich. Erſt die Sturmtage des November 
1918 haben wie in ganz Deutfchland fo 
auch in Preußen für eine freiheitliche Ent» 
wicklung und Geſtaltung der Verfaſſung die 
Vorausſetzungen geſchaffen. Gerade heute, wo 
beſonders in der jüngeren Generation hier 
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nicht mehr die Rede. dem Landtagspräſidenten hatte man eine 
herausgehobene Stellung dadurch geſchaffen, daß er den Miniſter⸗ 
präſidenten berufen, auf deſſen Dorfchlag die Miniſter ernennen 
ſollte. In jener politiſch ſehr bewegten Lage beantragten die 
Mehrheitsparteien der Landesverſammlung, Sozialdemokraten, Fen⸗ 
trum und Demokraten, den Derjuc zu machen, „die Fuſammen⸗ 
faſſung aller Doltsträfte in einem Einheitsftaat ſobald als möglich 
herbeizuführen“. In den Motiven zu dieſem Antrag hieß es u. a., 
daß die Sehnſucht nach einer Vereinigung aller deutſchen Stämme 
in einem einzigen großen deutſchen Dolfsitaat, in dem den ein⸗ 
zelnen Stämmen weiteitgehende Selbſtverwaltung geſichert wird, fich 
immer ſtärker offenbare. — Dieſer Antrag, der dem Gedanken der 
Errichtung eines deutſchen Einheits ſtaates einen kräftigen Antrieb 
gab, wurde von der Landesverſammlung angenommen. Ein greif⸗ 
barer Erfolg iſt auch heute, nach faſt 1 Jahren, nicht erreicht worden. 

So mußte das damalige preußiſche Kabinett feine Arbeiten an 
der eigenen Preußiſchen Verfaſſung wieder aufnehmen. Am 
25. Februar 1920 ging der fertige Verfaſſungsentwurf an die ver⸗ 
faſſunggebende preußiſche Kandesverfammlung. Da brach der Kapp⸗ 
Dutſch aus. Eine ſeiner Folgewirkungen war der Rücktritt des 
Preußiſchen Kabinetts. An Stelle des Innenminiſters Heine über- 
nahm ich unter der Miniſterpräſidentenſchaft Otto Brauns das 
Preußiſche Miniſterium des Innern. Nun fiel mir die Aufgabe 
zu, die Verfaſſungsvorlage vor der Landesverſammlung zu ver⸗ 
treten und damit die große Debatte zu 
eröffnen, an der der Schöpfer der Reichs ⸗ 
verfaſſung, Hugo Preuß, hervorragenden 
Anteil nahm. Hugo Preuß fah das Weſent⸗ 
liche für die Verfaſſung der Preuß iſchen 


und dort falſche Vorſtellungen von der „guten, 
alten Zeit“ auftauchen, ſcheint es mir nütz⸗ 
lich zu ſein, an die Erſtarrung des alten 
Preußen in der Vorkriegszeit zu erinnern. 
Aus den Sitzungsberichten der ver⸗ 
faſſunggebenden preußiſchen Landesverſamm⸗ 
lung verſpürt man heute noch die leiden⸗ 
ſchaftliche Erregung des politiſchen Kampfes 
jener Monate und Jahre. Auch in den Des 
batten der preußiſchen Landesverſammlung 
kamen alle Wünſche und Forderungen, die 
in der deutſchen Politik damals die Köpfe 
erhitzten, zum Ausdruck. Der Kampf ging 
um die Frage des Ein- oder Sweikammer⸗ 
ſyſtems, um die Errichtung des Poſtens 
eines preußiſchen Staatspräſidenten, aber 
immer wurden die Debatten glutvoll ge⸗ 
färbt von der leidenſchaftlichen Erbitte⸗ 
rung über das Dreiklaſſenwahlunrecht der 
alten preußiſchen Verfaſſung. Auch der 
Unwille über die ungleiche Behandlung der 
Konfeſſionen im alten Preußen, wie die 
Kritik an der bisher geübten preußiſchen 
Derwaltungspraris fanden in den erregten 
Auseinanderſetzungen der preußiſchen Lan- 
desvberſammlung ihren lebendigen Ausdruck. 
Die Anfänge der neuen Preußiſchen 
Herfaſſung beſtehen in einem Entwurf des 
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Republik darin, „das Verhältnis Preußens 
zum Reich und zu ſeinen eigenen Provinzen 
im Geiſt der neueren Staatsordnung durch 
demokratiſche Dezentraliſation und Selbſt⸗ 
verwaltung zu regeln“. 

An die Landtagsdebatte ſchloſſen ſich 
die langen Beratungen des Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſes, der in die Derfaflung die Be⸗ 
ſtimmungen über Volksbegehren und Volks- 
entſcheid hineinarbeitete. Das Wahlrecht 
wurde auf 20 Jahre feſtgeſetzt, ſtatt, wie 
vorgeſehen, auf 25 Jahre. Am 26. November 
1920 begann die dritte Leſung, die vier Tage 
ſpäter, am 30. November, ihren Abſchluß 
fand. Don 574 anweſenden Abgeordneten 
jtimmten 280 dem Derfafjungsentwurf in 
feiner heute geltenden Geſtalt zu. 

Damit war die geſetzliche Grundlage für 
den neuen preußiſchen Volksſtaat geſchaffen. 
Sie gab den breiten Maſſen des Volkes das 
Mitbeſtimmungsrecht an den Geſchicken des 
Staates und machte den Artikel 2 der neuen 
Derfafjung zur Wirklichkeit, der da beſtimmt: 
Träger der Staatsgewalt iſt die Geſamtheit 
des Volkes. Unter normalen politiſchen und 
wirtſchaftlichen Derhältniffen hätte die neue 
Staatsform die reaktionären Feitſtrömungen 
ſpielend leicht überwunden. Außenpolitiſcher 
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damaligen Preußiſchen Innenminiſters Wolf- 
gang Heine, den er im Februar 1919 dem 
Staatsminiſterium vorlegte. Dieſer kurze Entwurf war als Dis⸗ 
kuſſionsbaſis für das Staatsminiſterium und die verfaſſunggebende 
Landesverſammlung gedacht. Um die verfaſſungsloſe Zeit, die bis 
zur ordnungsmäßigen Derabfchiedung einer Verfaſſung durch die 
Landesverſammlung ſich ergab, zu überbrücken, verabſchiedete das 
Preußiſche Staatsminiſterium am 18. und 20. Februar 1919 in 
Weimar den Entwurf eines Geſetzes zur Regelung der vorläufigen 
Staatsgewalt in Preußen, das der preußiſchen Landesverſammlung 
die Aufgabe und die Vollmacht zur Verabſchiedung der Staatsver- 
faſſung zuwies. Dieſes Geſetz wurde bereits am 20. März 1919 von 
der Landesverſammlung verabſchiedet und damit die feſte geſetzliche 
Grundlage für die Arbeiten der Organe des neuen republikaniſchen 
Staatsweſens geſchaffen. Schon bei dieſer Beratung tauchte der 
Gedanke der Schaffung eines Staatsrates, eines „retardierenden 
Elements“, auf, einer Mörperſchaft, die ein Einſpruchrecht gegen⸗ 
über dem Landtag haben ſollte. 

Im Preußiſchen Miniſterium des Innern gingen im Jahre 
1919 die Vorarbeiten zur Derfafjung weiter. Am 29. Noobr. 1919 
reichte der Preußiſche Innenminiſter einen neuen Verfaſſungs⸗ 
entwurf dem Kabinett ein, der ſich von dem erſten Entwurf in ver⸗ 
ſchiedenen Punkten unterſchied. Von einem Staatspräſidenten war 
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Druck und innere Wirtſchaftsnot aber be⸗ 
günſtigen den reaktionären Widerſtand nicht 
nur, ſondern auch den empörendſten Mißbrauch mit den neuen Volks- 
rechten. Die Einrichtung der ſogenannten kleinen Anfragen und das 
Recht des Landtages auf Einſetzung von Unterſuchungsausſchüſſen 
werden nirgends mehr zu einer lächerlichen Farce herabgswürdigt, als 
bei gewiſſen Parteien des Preußiſchen Landtags. Das iſt eine dunkle 
Kehrfeite der Dolfsrechte, die aber in dem Augenblick verſchwinden 
wird, in dem das Volk, befreit von feinen wirtſchaftlichen Nöten, 
auch von ſeinem Parlament ernſte Arbeit verlangen wird. 

Der Kern der Verfaſſung tft gut. Es iſt kein Zufall, daß 
gerade unter dieſer Verfaſſung in all den Wirren der Nachkriegs⸗ 
zeit Preußen der ruhende Pol in der Erſcheinungen Flucht 
geblieben iſt. Das Werk, das vor zehn Jahren geſchaffen wurde, 
hat ſich gerade in dieſer ſchweren Zeit der Prüfung als gut und 
brauchbar erwieſen. Wir haben heute nicht Muße und Sammlung, 
um zu feiern, es iſt nicht die Stimmung, um cfeſte zu begehen. 
Aber wir dürfen mit Recht und Stolz darauf hinweiſen, daß die 
vor zehn Jahren geſchaffene Preußiſche Derfaffung gegenüber dem 
bis dahin beſtehenden preußiſchen Verfaſſungsrecht einen ungeheuren 
Fertſchritt bedeutet, daß fie den Weg ins Freie und zur Freiheit er⸗ 
ſchloſſen hat. Die Wege zur Demokratie find geſchaffen. Sie harren 
des Volkes, das auf ihnen zielbewußt zu marſchieren verſteht. 
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Ungarn und Deutſchland. 
Zum Beſuch des Grafen Bethlen in Berlin. 

Vom 22. bis zum 24. November hat der ungariſche Miniſter⸗ 
präſident Graf Bethlen, einer Einladung des deutſchen Außen ⸗ 
miniſters Dr. Curtius Folge leiſtend, zum Beſuch der Reichsregierung 
in Berlin geweilt. Der Graf iſt dem deutſchen Volke kein Un⸗ 
bekannter. Seit dem April 1921 leitet er ununterbrochen als 
Miniſterpräſident die ungariſche Politik. Mit ſeinem Namen iſt die 
Geſchichte Ungarns ſeit dem Friedensdiktat von Trianon auf das 
engſte verknüpft. Dieſe Geſchichte iſt gekennzeichnet durch das lang⸗ 
ſame, aber ununterbrochene Emporſteigen einer unterdrückten und in 
den Staub getretenen Nation zu internationaler Bedeutung. Von 
550 000 Quadratkilometern, die das alte Ungarn umfaßte, ſind ihm 
über 250 000 Quadratkilometer in Trianon entriſſen und (vor allem) 
unter der Tſchechoſlowakei, Rumänien und Südſlawien aufgeteilt 
worden. Von über 20 Millionen Einwohnern verblieben ihm nur 
2,5 Millionen. Die ihm entriſſenen Gebiete waren die Grundlagen 
des früheren ungariſchen Wohlſtandes geweſen. Ungarn war zu 
einem der kleinſten und wirtſchaftlich ſchwächſten Länder Europas 
geworden. Und trotzdem iſt es heute wieder ein beachtlicher Faktor 
in der europäiſchen Politik. Die Rolle, die es in dieſer ſpielt, hat 
vor wenigen Wochen erſt wieder der Abſchluß des griechiſch⸗türki⸗ 
ſchen Vertrages von Angora gezeigt. Dem Abſchluß dieſes Der- 
trages ſtanden jahrhundertealte Feindſchaft und kaum überbrückbare 
Schwierigkeiten zwiſchen Griechenland und der Türkei entgegen. Daß 
ſie trotzdem überwunden wurden und damit an die Stelle der bis⸗ 
herigen unruhigen Derhältniffe nunmehr friedlichere im Nahen 
Orient getreten find, ift unzweifelhaft ein Derdienit des Grafen 
Bethlen. Er hat beim Abſchluß des griechiſch⸗türkiſchen Vertrages 
eine wichtige Kolle als Vermittler geſpielt, und damit Ungarn zu 
ee der politiſchen Entwicklung in Südoſteuropa 
gemacht. 


In Deutfchland iſt dieſer Wiederaufſtieg Ungarns unter der 
Führung ſeines Munßterpreſſdenten ſtets ee begrüßt worden, 
dern Ungarn und Deutſchland find Schickſalsgenoſſen. Sie haben 
die gleichen Intereſſen in den für ſie an erſter Stelle ſtehenden 
Fragen, in der Reviſionsfrage, der Reparationsfrage und der Ab⸗ 
rüſtungsfrage, ohne deren gerechte Köfung eben eine Wiederher⸗ 
ſtellung wirklich friedlicher Verhältniſſe in Europa nicht möglich ift. 
Der Beſuch des Grafen Bethlen in Berlin wird ohne Zweifel dazu 
beitragen, dieſe Verbundenheit noch enger zu geſtalten. Er galt, 
wie dies Graf Bethlen kurz vor feiner Reife nach Berlin im Aus- 
wärtigen Ausſchuß des ungariſchen Abgeordnetenhauſes ausdrücklich 
erklärt hat, vor allem der Beſeitigung gewiſſer Schwierigkeiten, die 
ſich, geboren aus den beſonderen Berhältniſſen beider Länder, in den 
beiderſeitigen Handesbeziehungen ergeben hatten. R. 


Zehn Jahre Freie Stadt Danzig. 

Als deutſche Stadt iſt Danzig über 700 Jahre alt. Im ganzen 
Ablauf dieſes Seitraums aber gibt es bins en Kapitel 
als die beiden mit der Überſchrift „die Freie Stadt“. Das erſte 
umfaßt die ſieben Jahre von 1807 bis 1814, das zweite erleben wir 
ſelber ſeit 1920. In beiden Fällen iſt es der Vernichtungswille 
Frankreichs, der die Stadt aus dem Verbande Preußens Töjt, um 
ſie als Stützpunkt der Verbindung mit dem heeresfolgepflichtigen 
Polen zu gewinnen und auf diefe Weiſe auch von Oſten her den 
preußiſch⸗deutſchen Gegner zu umklammern. Auf die Verſchieden⸗ 
heit der allgemein-politifchen Derhältniffe damals und jetzt ift hier 
nicht einzugehen. Uns drückt die Gegenwart, und dieſer Druck hat 
ſeit der Ausrufung der Freien Stadt am 15. November 1920 ſtändig 
zugenommen. Was der Gewaltſpruch von Derfailles erſt eingeleitet, 
hat Polens zielbewußter Drang gewiß noch nicht vollendet, aber 
weit vorangetrieben. Die Wiſſenſchaft des öffentlichen Rechts hat 
für die Rechte Polens über Danzig keinen anderen als den 
ſchonungsloſen Ausdruck „Dienſtbarkeit“. Auswärtige Vertretung, 
Sollhoheit, Derfehrshoheit der Stadt find in den Händen ihres 
ärgſten Gegners. Der Hafen, Danzigs Werk und Stolz ſeit 
700 Jahren, iſt nicht mehr fein Eigen. Die Uriegsmacht Polens 
nutzt ihn aus für ihre Schiffe und die Lagerung von Munition. 
Die Danziger Wirtſchaft, eingeſpannt in Polens Sollſyſtem und 
Handelspolitik, hat einmal unſere deutſche und danach noch zweimal 
eine Inflation in polen über ſich ergehen laſſen müſſen. Kaum 
aber hatte fie ſich mühfam wieder aufgerichtet, da ſetzte Gdingens 
großzügig⸗gewalttätiger Wettbewerb und die Bedrohung durch die ſo⸗ 
genannte Kohlenmagiſtrale ein, die Danzig von der oberſchleſiſchen 
Verbindung einfach abhängt. So ſtockt der Handel, das Gewerbe, der 
Verkehr, die Arbeitsloſigkeit nimmt reißend zu — und einige zwanzig⸗ 
tauſend Fuwanderer aus Polen, die doch ebenſoviel Danzigern das 
Brot wegnehmen, ſind nicht loszuwerden, weil Verſailles das 


Danzig, Marienkirche 


angeblich verbietet. Der planmäßigen Überfremdung auf dem freien 
Arbeitsmarkt entſpricht der Fuſtrom polniſcher Beamter, Arbeiter 
und Angeſtellter in den Hafen-, Eiſenbahn⸗ und Poſtbetrieb. Wie 
ſich das alles in Verbindung mit der ſchwerſten finanziellen Not 
und unerträglich hohem Steuerdruck im Stimmungsleben des be⸗ 
drohten Deutſchtums auswirkt, kann ſich auch mitfühlendes Der- 
ſtändnis ſicherlich nur ſchwer vorſtellen. Zehn Jahre Freie Stadt — 
ie haben, eines auf das andere folgend, ſtets nur Schlimmeres ge⸗ 
bracht. Was aber wird die Zukunft bringen d Arger als vergangenes 
Leid drückt dieſe Sorge. Sie drückt die Danziger, und fie ſollte 
alles deutſche Volk bedrücken. denn mehr und Größeres jteht hier 
auf dem Spiel als eine alte Stadt, ein Hafen und 400 000 deutſche 
Menſchen. Dr. Wilhelm Marfull, 


Die Wahlen in Polen. 


Das Ergebnis der polnifchen Wahlen iſt, wenn man es nach 
den Mandaten beurteilt, für die Minderheiten, und unter ihnen vor 
allem für die Deutſchen, kataſtrophal. An Stelle von 17 deutſchen 
Mandaten im vorigen Sejm (dazu noch 2 Deutſchen auf der Liſte 
der polniſchen Sozialdemokraten in Kongreßpolen) dieſes Mal nur 
6 Mandate im Abgeordnetenhaus; an Stelle von 5 deutſchen 
Senatoren nur 5. Die Juden hatten das vorige Mal 15 Mandate, 
fie behalten 7. Die Ukrainer und weißruſſen hatten 49; die Ukrainer 
behalten 21 Mandate, die Weißruſſen verſchwinden völlig. Vielleicht 
iſt das Ergebnis für die Ukrainer und Weißruſſen am beweis ⸗ 
kräftigſten dafür, daß die Minderheiten nicht nur unter dem all⸗ 
gemeinen Terror gegen die OGppoſition überhaupt gelitten haben, 
ſondern daß ſpezifiſche Maßnahmen gegen die Minderheiten dazu ⸗ 
gekommen ſind. Denn der gläubigſte Tor wird nicht glauben, da 
die kompakt ſiedelnden Ukrainer auf einmal ihr Herz für das pol⸗ 
niſche Vaterland entdeckt hätten, nachdem gerade ſie in den letzten 
Monaten unter Terrormaßnahmen von geradezu beiſpielloſer 
Scheußlichkeit gelitten haben. 

Den Deutſchen ging man zunächſt im ſicheren Graudenzer Wahl- 
kreis mit dem einfachen Mittel zu Leibe, daß man die deutſche Liſte 
für ei erklärte. Man erreichte dadurch, daß außer dem 
Graudenzer Mandat noch ein weiteres Mandat von der Staatsliſte 
verloren wurde. Im übrigen laſſen ſich die deutſchen Wahlſtimmen 
nur für Poſen und Weſtpreußen einigermaßen mit den Sahlen 
von 1928 vergleichen. Der Vergleich zeigt, daß der Stimmenrückgang 
überall geringfügig iſt. Wenn trotzdem außer dem Graudenzer 
Mandat noch vier weitere Mandate verlorengingen, ſo liegt das 
unächſt daran, daß die Ka Liſten ſtärker blockiert waren und 
infolgedeſſen bei der Eigenart des polniſchen Wahlſyſtems, das 
keinen feſten Wahlquotienten kennt, der Wahlquotient 1 doppelt 
ſo hoch war. Trotzdem wären die Ausſichten noch nicht ſo ſchlecht 
geweſen, wenn nicht, vor allem in Nordpommerellen, dörferweiſe die 
Deutſchen wegen fehlender polniſcher Staatsangehörigkeit aus den 
Wählerliften geſtrichen worden wären. Es dürfte kaum ein Dutzend 
Fälle geben, in denen die Streichung zu Kecht erfolgte. 

In Oberfchlefien iſt jeder Vergleich mit 1928 unmöglich. Die 
Streichungen aus den Wählerliſten werden auf über 20 000 geſchätzt. 
Dazu kam ein planmäßiger Wahlterror, den die Aufſtändiſchen 
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unter dem Schutz der Wojewodſchaft und der Polizei durchführten; 
ein Terror, der es oft auch für den Mutigſten unmöglich machte, 
vom Wahlrecht Gebrauch zu machen. Die Vorgänge in Hohen⸗ 
birken haben blitzartig die Zuftände in Oberſchleſien beleuchtet. 
Was hier an Mißhandlungen — man muß fürchten, daß mehrere 
Mißhandelte nicht mit dem Leben davonkommen werden — und 
an vandaliſtiſchen Sachzerſtörungen acht Jahre nach der Abſtimmung 
geſchehen konnte, ſollte endlich das Gewiſſen derer aufrütteln, die 
durch eine finnlofe Entſcheidung ein einſt blühendes und fried- 
liebendes Land dem Schrecken ausgeliefert haben. 
So ſind dieſe Wahlen, die als Triumph der Regierung Pilſudſki 
8 werden, zu einer ſchweren Hypothek auf dem internationalen 
nfehen Polens geworden. Sache des Völkerbundes wird es fein, 
den „heiligen Rechten der Minderheiten“ mit Nachdruck Geltung 
zu verſchaffen. B. 


Die Pazifizierung des Balkans. 


Der Balkan wird nicht mit Unrecht der Wetterwinkel Europas 
genannt, hat er doch auf die Entwicklung der europäiſchen Politik 
von jeher einen großen und nicht immer günſtigen Einfluß ge⸗ 
nommen. Um ſo erfreulicher iſt die Feſtſtellung, daß ſich in der 
letzten Zeit in den Balkanländern ein gewiſſes Solidaritätsgefühl 
erkennen läßt und die Loſung: „Der Balkan den Balkanvölkern“ 
erhöhte Geltung gewinnt. 

So iſt in dieſem . auf die Agrarkonfe⸗ 
renzen in Bukareſt, Sinaia und Belgrad hinzuweiſen. Es hat 
ſich auf dieſen Konferenzen um die er gehandelt, wie diefe 
Länder, die faſt ausſchließlich Agrarländer find, der ungeheuren 
landwirtſchaftlichen Kriſe Herr werden können. Hier iſt zum erſten 
Male verſucht worden, das Problem der Abſatzkriſe landwirtſchaft⸗ 
licher Erzeugniſſe zu löſen, indem man dieſe Agrarländer in eine 
gewiſſe Einheitsfront zu bringen beſtrebt war, insbeſondere auch 
den weſtlichen In uſtrieländern, alſo vornehmlich Deutſchland gegen ⸗ 
über, die für den Import der Agrarprodukte in Frage kommen. Die 
Agrarſtaaten wollen ihren Markt für die Induſtrieprodukte der weſt⸗ 
ihn Länder nur unter der Bedingung freigeben, daß fich diefe 
Länder auch der Einfuhr ihrer Erzeugniſſe nicht verſchließen. Zu- 
nächſt handelt es ſich um die Vorbereitung der einheitlichen Organi⸗ 
ſierung des Exports. Irgendwelche bindenden Beſchlüſſe über ein⸗ 
heitliche Maßnahmen ſind noch nicht gefaßt worden. Jedenfalls 
wird aber auch die deutſche Handelspolitik von dieſen zu erwarten ⸗ 
den Beſchlüſſen ſtark beeinflußt werden. 


Unſere ganz beſondere Aufmerkſamkeit verdient auch die 
Balkankonferenz, die vom 5. bis 11. Oktober in Athen 
getagt hat. Auf dem vor etwa einem Jahre gleichfalls in Athen 
abgehaltenen Internationalen Friedenskongreß war die Anregung 
erfolgt, einen Balkankongreß zur Prüfung der Frage eines Zu- 
ſammenſchluſſes der Balkanſtaaten auf föderativer Grundlage ein⸗ 
zuberufen. Man hat ſich im Verlaufe der Verhandlungen ſchließlich 
auf das Ziel geeinigt, die Balkanländer in einem Staatenbund zu 
vereinigen, wie er in Deutſchland vor 1870 beſtanden hat. Der 
eigentliche Manager der Balkankonferenz 15 der griechiſche Politiker 
Papanaſtaſſiu. Die Regierungen ſelbſt haben ſich dem Kongreß 
gegenüber zunächſt ſehr reſerviert verhalten. Er wurde als ein völlig 
rivates Unternehmen erklärt. Bei der Wichtigkeit, die dieſer 

onferenz durch die auf der Tagesordnung ftehenden Fragen bei⸗ 
gemeſſen wurde, iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die Regierungen in 
wirklichkeit aber ſowohl auf die Auswahl der Delegierten als auch 
auf deren Stellungnahme zu den einzelnen N zweifellos 
1 5 Einfluß genommen haben. Vach fleißiger und ſorgfältiger 
orbereitung und nach Überwindung mannigfacher Schwierigkeiten 
trat der Kongreß endlich zuſammen, zahlreiche Vertreter der ſechs 
Balkanſtaaten, Rumänien, Jugoſlawien, Albanien, Griechenland, 
Bulgarien und der Türkei nahmen teil. Daneben waren auch 
Delegierte des Völkerbundes, des Internationalen Arbeitsamtes 
und der Interparlamentariſchen Union anweſend. Da die Bul- 
garen ihre Teilnahme an dem Kongreß davon abhängig gemacht 
hatten, daß die Minderheitenfrage auf die Tagesordnung geſetzt 
werde, mußte dieſe Konzeffion gemacht werden, um die Konferenz 
nicht von vornherein zum Scheitern zu verurteilen. Nach einer ſehr 
lebhaften Diskuſſion hat man ſich in dieſer Frage auf eine nichts⸗ 
ſagende Kompromißformel geeinigt, die wenigſtens die Konferenz 
gerettet hat. 

Die eigentliche Arbeit hat ſich aber dem kulturellen und wirt⸗ 
. Gebiete zugewandt und hier eine ſtattliche Anzahl von 

efolutionen über die Dereinheitlichung von verkehrs-, wirtſchafts⸗ 
und währungspolitiſchen ſowie kulturellen Maßnahmen gezeitigt 
ze Swecke einer engen Zuſammenarbeit der Balkanſtaaten. Dieſe 

ereinheitlichkeitsbeſtrebungen ſollen in einem zu errichtenden 
Balkaninſtitut konzentriert werden. Es erübrigt ſich, auf die ein⸗ 
zelnen der Beſchlüſſe hier einzugehen, da dieſe . bei dem rein 
privaten Charakter des Menges o gut wie gar keine praktiſche 
Bedeutung haben. Sie ſtellen gewiſſermaßen nur Empfehlungen an 
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Ku werden. Trotzdem kann dem Kongreß eine eminent politifche 
edeutung nicht abgeſprochen werden. Sie liegt in der Tatſache, 
daß dieſe in vielfache politiſche Gegenſätze verſtrickten Balkanländer 
ihre Delegierten, wenn auch in privater Miſſion, ſo doch zweifellos 
nicht ohne ſtarke amtliche Einflußnahme zu einer gemeinſamen 
Konferenz entſenden, die doch ohne Frage der Derftändigung und 
der Pazifizierung des Balkans dienen ſoll. Wir ſehen hier die Kon⸗ 
turen eines zukünftigen Balkan⸗LCocarno, vielleicht auch die erſten 
Anfänge Paneuropas auf der Baſis einer regionalen Zufammen- 
faſſung von Staaten. Man darf natürlich die ungeheuer großen 
Schwierigkeiten nicht unterſchätzen, die der Verwirklichung des dem 
Kongreß vorſchwebenden Ideals entgegenſtehen. Denn, abgeſehen 
davon, daß die Balkanſtaaten durch ſtarke Intereſſengegenſätze von⸗ 
einander getrennt werden, ſo hat auf die politiſche Entwicklung des 
Balkans auch heute noch das Kräftefpiel der ſogenannten Groß- 
mächte einen maßgeblichen Einfluß. Wie Rußland ſchon jetzt in 
dem Balkankongreß die Vorbereitung einer antibolſchewiſtiſchen 
Koalition wittert, fo liegt es andererſeits auf der Hand, daß 
Frankreich und Italien auch ihrerſeits fortfahren werden, auf die 
Geftaltung der Balkanverhältniſſe im Sinne ihrer Intereſſen und 
Aſpirationen Einfluß zu nehmen. Ob der Balkan ſchon jetzt ſo 
ſtark und fo reif iſt, um derartigen Derfuchen und Derfuchungen zu 
widerſtehen, kann mit Recht bezweifelt werden. 

Ein Ergebnis, das wie kaum ein anderes in den letzten Jahren 
vom Geſichtspunkte der Befriedung des Balkans die Aufmerkſamkeit 
der Welt verdient, iſt die Ausſöhnung zwiſchen Griechen ⸗ 
land und der Türkei. In den letzten Oktobertagen hat der 
griechiſche Miniſterpräſident Venizelos der türkiſchen Regierung 
in Ankara einen offiziellen Beſuch abſtattet, und bei dieſer 
Gelegenheit ſind ein Freundſchafts⸗ und Schiedsgerichts⸗ ſowie ein 
Handelsvertrag und ein Flottenabkommen abgeſchloſſen worden. 
Insbeſondere iſt das Letztere erwähnenswert, in dem ſich beide Staaten 
auf der Baſis der Parität bezüglich der Seerüſtung geeinigt haben. 
Wenn man ſich vorſtellt, wie dieſe beiden Völker jahrhundertelang 
einen erbitterten Kampf gegeneinander geführt haben, ſo kann man 
die Bedeutung der Verſtändigung ermeſſen, die wenigſtens auf ab⸗ 
ſehbare Zeit zwiſchen den beiden Staaten die Politik der Gewalt 
ausſchaltet. Es 2 zwar nicht zu leugnen, daß die türkiſche Aus« 
ſöhnung Muſſolini tatkräftig gefördert und vielleicht auch zuſtande 
gebracht hat, wie ſchon aus dem Danktelegramm hervorgeht, das 
der türkiſche Außenminiſter anläßlich der Unterzeichnung der Ver⸗ 
träge Muſſolini überſandt hat. Aus dieſer Tatſache hat man auch 
ſchließen zu können geglaubt, daß die italieniſche Politik die 
griechiſch⸗türkiſche Ausſöhnung im Intereſſe ihrer Balkan⸗ 
aſpirationen brauche. Es beſtehen jedoch kaum Anzeichen dafür, 
daß die griechiſch⸗türkiſche Annäherung tatſächlich dieſem Ziele 
dienen ſoll. Wie dem aber auch ſei, die Tatſache, daß die Konflikts- 
ſtoffe zwiſchen Griechenland und der Türkei beſeitigt worden ſind, 
iſt für den Frieden auf dem Balkan von nicht zu unterſchätzender 

edeutung. 


Das deutſche Inſtitut für Jeitungskunde. 


Das „Deutfhe Inſtitut für Feitungskunde“ in Berlin iſt 
Mitte November aus einer vorläufigen Unterkunft in der Preußi⸗ 
ſchen Staatsbibliothek in neue, für feine Lehr- und Forſchungs⸗ 
tätigkeit beſonders geeignete Räume übergeſiedelt. Sie befinden ſich 
im ſogenannten alten Marſtall, Breite Straße 56. 

Damit ſind dem Inſtitut auch räumlich die Möglichkeiten ge⸗ 
boten, ſeiner großen Aufgabe gerecht zu werden. In Lehre und 
Forſchung pflegt das Inſtitut den Geſamtbereich des Zeitungs- 
weſens. Die Ergebniſſe feiner Arbeit find in den Dienſt der All- 
gemeinheit und der beruflichen Bildungsbeſtrebungen der Feitungs⸗ 
leute geſtellt. Das nach jeder Richtung hin unabhängige Inſtitut 
dient auch den Lehrzwecken der Univerſität Berlin als zei⸗ 
tungswiſſenſchaftliches Seminar. 

Sachlich und gründlich hat das Inſtitut auf der Grundlage feſter 
Tatſachen das Zeitungswefen und die in ihm wirkſamen geiftigen, 
wirtſchaftlichen und techniſchen Kräfte zu erforſchen und ſeine 
Rolle im öffentlichen Leben darzuſtellen. Die in den Kämpfen 
unſerer Tage und im überſtürzten Gegenwartsgeſchehen in vorderſter 
Linie ſtehende Zeitung ſoll gleichfalls in dieſer Arbeit Gelegenheit 
zu ruhiger und rein ſachlicher Wertung ihrer ſelbſt finden. 

So übt das Inſtitut eine umfaſſende Auskunftstätig⸗ 
keit über alle Gebiete des deutſchen und ausländiſchen Feitungs⸗ 
weſens. Seine Lehrtätigkeit geht — neben ſeiner akademiſch⸗ 
ſeminariſtiſchen Aufgabe — beſonders in zwei Richtungen, Es ver⸗ 
anftaltet zeitungs fachliche Fortbildungskurſe, die 
den Feitungsleuten abſeits von der drängenden Tagesarbeit Arbeits- 
und Anſchauungsmöglichkeiten zu vertiefter Erkenntnis wichtiger 
Fragen ihrer fachlichen Tätigkeit vermittelt. Daneben verbreitet es 
das Wiſſen von der Zeitung in alle Kreiſe, die mit der Zeitung und 
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durch die Zeitung im öffentlichen Leben wirken. Daraus ergeben 
ſich 8 zur Deutſchen Hochſchule für Politik, zur Der 
waltungsakademie, zu den Polkshochſchulen u. a. m. 

In ſeiner Forſchungsarbeit gliedert ſich das Inſtitut in fünf 
Abteilungen. Die erſte umfaßt die deutſche Zeitungsfammlung, die 
zum Studium jeder Zeitung und ganzer Seitungsgruppen die 
Unterlagen beſchafft und zur Zeit mit dem Preußiſchen Statiſtiſchen 
Landesamt die erſte große Zeitungsſtatiſtik bearbeitet. Die zweite 
Abteilung behandelt und bearbeitet den ganzen Aufbau und die 
Arbeitsweiſe der Zeitung, die dritte befaßt ſich mit den Wechſel⸗ 


wirkungen zwiſchen Zeitung und Umwelt, die vierte bearbeitet die 
geſamte ausländiſche Preſſe, die fünfte Abteilung iſt unter Leitung 
des Miniſterialdirigenten Dr. Kurt Paentzſchel ſelbſtändig und 
bearbeitet das Preßrecht. 

So ſucht das Inſtitut neben ſeiner wiſſenſchaftlichen Aufgabe 
auch praktiſche Ziele zu erfüllen. Die Ergebniſſe ſeiner Arbeit 
dienen der Öffentlichkeit auch inſofern, als fie dazu beitragen ſollen, 
durch Klarlegung der Fuſammenhänge und Methoden öffentlicher 
Führung, ſoweit fie im Zeitungswefen Ausdruck finden, zur Förde⸗ 
rung ſachlicher Politik das ihrige beizutragen. Dovifat. 


Das Fiaslo des Bolſchewismus / einoructe aus Rußland. 


Von 


Seit 15 Jahren ſteht, ſcheinbar gefeſtigt, der ſowjetruſſiſche 
Räteſtaat. Seit 10 Jahren funkt täglich der Moskauer Sender 
ſeine Sirenenklänge „An Alle“. Alltäglich kommen Meldungen 
offiziöſen Urſprungs aus dem Oſten, die Rußland als ein Land 
aufſteigender Wirtſchaft und wachſenden Wohllebens gegenüber dem 
von Krifen beſchwerten Europa anpreiſen. In der ſchweren Zeit, in 
der ſich Europa und insbeſondere Deutſchland befindet, ſtoßen ſolche 
Heilsbotſchaften häufig auf einen aufnahmebereiten Boden, um jo 
mehr, als es auch an der Möglichkeit einer unmittelbaren Kontrolle 
fehlt. Die Wirklichkeit in Sowjetrußland, am Augenſchein des All⸗ 
tags gemeſſen, gibt ſehr viel andere Eindrücke, als die ſehr geſchickte 
ſowjetruſſiſche Propaganda es will und als es auch ein wohlgeſinnter 
Kritiker Sowjetrußlands erwarten durfte. 

Schon der Eintritt in das Land, in Dörfer, in Städte bringt 
die erſte Enttäuſchung. Fremdartig, dumpf und düſter mutet die 
Atmoſphäre den Beſucher an, ohne daß er ſich ſogleich Rechenſchaft 
über ſein Befremden ablegen kann. Langſam erſt, insbeſondere 
wenn man beſtrebt iſt, nicht aus europäiſchen Vorurteilen heraus 
dem Land Ungerechtigkeiten widerfahren zu laſſen, formt ſich an der 
ſtändigen Wiederholung der Erſcheinungen ein beſtimmter Eindruck. 

Die Häuſer in den Straßen bieten das Bild einer völligen Der- 
wahrloſung. Wenn früher in den Oftitaaten die Spannung darin 
beſtand, daß ſich neben den unendlich vernachläſſigten Miets⸗ 
kaſernen, Holzhäufern, Hütten oder ſonſtigen Unterkunftsräumen 
Paläſte aufrichteten, die von Eleganz und einem aufreizenden Gegen⸗ 
ſatz der Lebensverhältniſſe zeugten, ſo iſt dieſe Spannung heute in 
der Tat in Rußland beſeitigt. Aber der Ausgleich iſt nicht nach 
oben oder auch nur nach der Mitte zu vorgenommen worden. 
Paläſte, Käufer, Hütten befinden ſich heute in einem gleichen Zu- 
ſtande der Verwahrloſung. Es gibt in ganz Sowjetrußland kaum 
ein geputztes, kaum ein neu hergerichtetes Haus. Die Gebäude find 
verfallen, der Putz abgebröckelt, die Fenſterſcheiben demoliert, aus 
den Eingängen der Häuſer dringt übler Geruch heraus, Menſchen⸗ 
maſſen ballen ſich wie früher unter e Verhält- 
niſſen in den Wohnräumen. Die ſtaatliche Hand, die heute allein 
über den geſamten Hausbeſitz verfügt, hat es auch nicht in kleinem 
Umfange vermocht, aus dem ihr anvertrauten Beſitz Heimftätten für 
Menſchen zu ſchaffen. Die Neubautätigkeit, die ſeit den Jahren des 
Bürgerkrieges aufgenommen worden iſt, iſt nach deutſchen Maß⸗ 
ſtäben gemeſſen von ganz geringfügigem Umfang. Man hat ſich damit 
begnügt, in den wenigen Großſtädten einige Siedlungen für die be⸗ 
vorzugte Kategorie der Schwerſtarbeiter einzurichten, aber auch die 
Wohnungen in dieſen wenigen Häuſerblocks find überfüllt und ſchon 
jetzt im Zuſtande des Verfalls. Mehrere Familien müſſen in den zwei 
oder drei kleinen Simmern wohnen. Der offiziell zugemeſſene Wohn⸗ 
raum beträgt nur drei Quadratmeter je Bee und diefes Maß wird 
durch den unerhörten Mangel an Wohnungsraum auch innegehalten. 

Geſchäfte in dem landläufigen Sinne, in dem wir Geſchäfte 
verſtehen, ſind bis auf wenige Ausnahmen nicht mehr vorhanden. 


Der private Sektor, der verblieben iſt, iſt erſchreckend klein. Er er⸗ 


ſtreckt ſich alles in allem im Norden Rußlands auf den Handel mit 
Schuhbändern und Schuhereme, Dingen, die zur Genüge da find, weil 
es an Schuhen fehlt. Im übrigen findet man ein paar Straßen- 
händler, die mit Fallobſt und im Süden mit Gemüſe handeln. Das 
iſt alles. Die Geſchäftslokale, die früher in privater Hand waren, 
find ſämtlich aufgehoben, geſchloſſen, ſtehen zerſtört, verwildert, ver⸗ 
ſchmutzt da. Die Schaufenſterſcheiben ſind mit Holz verſchlagen, mit 
Papier verklebt, eingeſchlagen oder zum mindeſten durch an⸗ 
geſammelten jahrelangen Schmutz völlig undurchſichtig geworden. 
Die Straßen machen nach 15 Jahren Revolution den Eindruck eines 
eben erſt vom Bürgerkriege befreiten Ortes des Schreckens. Selbſt 
die ſtaatlichen oder vergeſellſchafteten Geſchäfte, die heute der Be⸗ 
darfsdeckung des Publikums dienen, machen von dem allgemeinen 
Zuſtand der Derwahrlofung keine Ausnahme. Eine Pflege der 
Auslagen gibt es nicht. Wahllos liegen ſeit Monaten ein paar 
Waren in den FFenſtern herum. Die Fenſter find ungeputzt. Auf 
den Lebensmitteln ſammeln ſich Fliegen in unerhörtem Umfange. 
Das Publikum wird mit vollendeter Liebloſigkeit und Intereſſe⸗ 
loſigkeit mit der ungepflegten Ware bedient. 


mit den Verkehrsmitteln ſteht es nicht minder ſchlecht. In 
Leningrad, einer Stadt von über 1 Million Einwohnern, gibt es 
nur 60 Autotaren, die dem geſamten induſtriellen und Geſchäfts⸗ 
leben der Stadt dienen. In Moskau mit ſeinen über 2 Millionen 
Einwohnern ſind es 120 Autos. Die Gefährte, auf die man, von 
der Straßenbahn abgeſehen, angewieſen iſt, ſind die ſogenannten 
Iſtwoſtſchiks, die alten ruſſiſchen Einſpänner, die man aus den 
Bildern der Vorkriegszeit kennt und die auch ſeit dieſer Zeit, wie 
man ihnen anfieht, unverändert abgenutzt und beinahe lebensgefähr⸗ 
lich im Gebrauch ſind. Die Straßenbahnen ſtellen für den Paſſanten 
ein ſtändiges Objekt des Kampfes dar. Infolge Mangels von Sach⸗ 
pflege iſt der Abgang an Material größer als der Zugang. Die 
Straßenbahnen reichen nicht im mindeſten für den Verkehr aus und 
find ſtändig überfüllt. Die Menfchen hängen wie Bienenſchwärme 
zu den Trittbrettern heraus. Sie müſſen bis zu einer Stunde 
warten, um Gelegenheit zu finden, mitzufahren, und ftehen an den 
Straßenbahnhalteſtellen Reihe. 


Noch weſentlicher iſt aber, daß ſich auch das Eiſenbahnweſen 
in der letzten Zeit in einem ſichtbaren Zuftand der Desorganiſation 
befindet. Bei der geringen Fugfolge find die Füge derartig über⸗ 
füllt, daß die gewöhnlichen Reifenden 10, 12, 14 Tage an den Aus⸗ 
gangsſtationen warten müſſen, um überhaupt einen Platz zu be⸗ 
kommen. Auf den Eiſenbahnſtationen unterwegs liegen die 
Menſchen auch bis zu drei Wochen. Die Bahnhöfe find Obdachloſen⸗ 
aſple, allgemeine Biwaks geworden, auf denen Männer, Frauen, 
Kinder, ganze Familien mit jener Geduld und jenem Fatalismus 
der dem Ruſſen eigen iſt, wochenlang warten, bis ihnen das Glü 
den Vorzug eines Platzes gewährt. Die Züge treffen, auch wenn 
ſie von den Ausgangsſtationen pünktlich abgelaſſen werden, wie es 
geſchieht, an den Stationen unterwegs mit zehn- und auch zwölf⸗ 
ſtündiger Derfpätung infolge der ſchlechten Kohlenbeſchaffenheit ein. 


Vor allem aber herrſchen im Land Hungersnot und Inflation. 
Den Hunger illuſtriert die Tatſache, daß die offiziellen Kationen, 
die verteilt werden, je Kopf des zum Bezuge berechtigten Arbeiters 
nur 500 Gramm Brot betragen am Tage, 500 Gramm Perlgraupen 
im Monat, 400 Gramm Makkaroni und 500 Gramm Zucker. Lebens- 
mittel anderer Art, außer Waſſermelonen, Tomaten, Gurken, ſind 
nicht zu finden. Die Fleiſchrationen betragen 1 bis 1% Pfund je 
Monat, die Butterrationen % bis zu einem Pfund je Monat, und 
Milch iſt nur für Kinder, und auch da nicht annähernd im erforder⸗ 
lichen Umfange vorhanden. 

Die Inflation charakteriſiert die Tatſache, daß im freien Handel 
1 Kilo Butter, wenn es erhältlich iſt, 18 bis 20 Rubel, 1 Liter Milch 
1,40 Rubel, ein Ei 50 Kopefen koſtet. Manufakturwaren, Schuhe 
und Strümpfe werden nur einer Schicht von beſonders Begünſtigten 
zuteil. Dieſe Waren werden unter den Bezugsberechtigten aus⸗ 
geloſt, wobei im günſtigſten Falle 10 v. H. der Bezugsberechtigten 
die erſtrebten Waren erhalten. Nach den Verhältniſſen, wie fie in 
einigen Städten vorgefunden wurden, hatte der Arbeiter bei nor⸗ 
malem Glück die Chance, innerhalb von ſechs Jahren einmal ein 
Paar Schuhe zu erhalten. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß unter dieſen Zuftänden auch das 
Ausſehen der Menſchen ſteht. Es gibt in Rußland heute keinen 
Menfchen mehr, der mit irgendeiner Spur von beſcheidener en 
angezogen wäre. Abgeriſſen, verſchmutzt, ohne die notwendigſten 
Kleidungsſtücke, trägt heute die Bevölkerung ihr Leben durch den 
Alltag. Mlan hat eine klaſſenloſe Geſellſchaft geſchaffen, aber es iſt 
eine Geſellſchaft auf der unterſten Stufe der Kultur, fern allen Maß⸗ 
ſtäben, die wir in Europa noch heute als menſchenwürdig an⸗ 
erkennen müſſen. 

Über allem dieſen herrſcht als Geſpenſt, als Geißel, als eiſerne 
Klammer, die eine Empörung verhütet, die Diktatur. Es iſt nicht 
eine Diktatur des Proletariats, die nach deſſen Wünſchen und Be» 
dürfniſſen ein neues Leben ſchafft, es iſt die Diktatur einiger weniger 
Machthaber, denen Europa fremd iſt und die niit Bajonett und 
Gewehr eine Generation vergewaltigen muß, weil ſie ſonſt ſelbſt von 
dieſer Generation zur Verantwortung gezogen werden würde. 
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GRATIS! 


H. C. Andersens Märchen 


mit Einleitung von Prof. Dr. Edv. Lehmann u. den richtigen alten hübschen 


Illustrationen 
von Wilhelm Pedersen 


Die berühmten Andersens 
Märchen werden von allen 
Kindern verstanden, und doch 
zielen diese Geschichten, für 
Kinder erzählt, von Kindern 
gehört und gelesen, weit 
höher. Sie sprechen durch das 
Kind zu dem Erwachsenen, 
und durch ihren Scherz rufen 
sie den Ernst herbei. Der 
Gedanke, der dahinterliegt, 
wenn er am meisten scherzt, 
ist der, welcher die gesamte 
Dichtung der Romantik er- 
füllte — der Gedanke an zwei 
Welten, eine höhere und eine 
niedere, der Gedanken und 
der Wirklichkeit, das wahre 
Leben und das falsche. 


Diese Weihnachtsausgabe 
Andersens Märchen, 


die der Verlag anläßlich des 125. Geburtstages des Dichters 
herausgibt, enthält alle die bekanntesten Märchen und wird in 


24 Großheften 


versandt. Jedes ä 64 Seiten und gedruckt auf ausgesucht 
reinem, holzfreiem Papier und versehen mit etwa 


400 Jllustrationen. 
Dieses Werk darf In keinem deutschen Heim fehlen, 


und der Verlag hat deshalb beschlossen, eine Riesenauflage 
dieser Weihnachtsausgabe zu verteilen, so daß jeder Leser 
dieses Blattes 


das ganze Werk gratis! 


erhalten kann. 
8 des billigen Drucksachenportos wird das Werk nach 
und nach, und zwar wöchentlich mit einem Großheft jedes- 
mal versandt. Unsere reinen Portoauslagen betragen 8 Pfg. 
er Großheft. Nur diese geringe Ausgabe muß der Emp- 
änger selbst bezahlen, also 24 Groſthefte ä 8 Pfg. = im 
ganzen für das ganze Werk Mk. 1,92, welchen Betrag wir 
bitten, per Nachnahme auf einmal erheben zu dürfen, wenn 
die Lieferung beginnt, weil die Nachnahmespesen sonst zu 
hoch werden. 
Dieses Angebot kann nur durch die Post bedient 
werden, und ist für den Verlag nur 10 Tage bindend, 


Aber vergessen. Sie nicht! 
Der Coupon ist sofort einzusenden! 


Gutschein. A.49 


Für den Verlag nur 10 Tage bindend. 
(Gilt nur in Deutschland.) 


An 
Gefion-Verlag G. m. b. H. 
Berlin SW 48. 


Ich erbitte: H. C. Andersens 
Märchen in beschriebenen 24 Groß- 
heften gratis. Ich habe außer den 
Nachnahmespesen (30 Pfg.) nur wie 
angegeben 8 Pfg. pro Großheft für 
Porto zu bezahlen. 


Andere Verpflichtung. übernehme 
ich nicht. 


Bitte deutlich schreiben. 
Weder Marken noch Geld beilegen. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Preſſegeſetz: Minifterialrat Dr. Strahl, Berlin Grunewald. — Für den Anzeigenteil: Walter Schmied e, Berlin SD 48.— 
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